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Mojmir Krian/Eberhard Kiesche

Diktatur über die Bedürfnisse
Die Kritik der „Budapester Schule"

an osteuropäischen Gesellschaftssystemen

Der Tod Joseph Stalins am . März und die
danach beginnende offizielle
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Kritik an seiner
Terrorherrschaft (Kritik des „Personenkults")
ließ in den osteuropäischen Satellitenstaaten
der UdSSR die Hoffnung auf politische Libe-
ralisierung durch Reformen „von oben“ wach-
sen. Vor jenem sozio-politischen Hintergrund
des sogenannten Tauwetters erfuhr das mar-
xistische Denken in diesen Ländern einen
originären Aufschwung, mit dem Schwer-
punkt auf der Entwicklung kritischer Theo-
rien der sozialistischen Gesellschaftsforma-
tionen. Diese Renaissance, die sich als Ziel
die Revision der offiziellen Ideologie und aus-
gehend vom Marxschen Frühwerk die Erar-
beitung einer neuen sozialistischen Perspek-
tive gesetzt hatte, durchlief mehrere Entwick-
lungsstadien, und zwar in Richtung der gradu-
ellen Aufgabe zuerst des Leninismus und spä-

I.
ter, in manchen Fällen, des Marxismus
selbst.

Als „Budapester Schule“ wurde von Georg
Lukäcs jene Gruppe ungarischer Philosophen
und Soziologen bezeichnet, deren theoreti-
sche Tätigkeit unter seiner geistigen Leitung
während des „Tauwetters“ begann1)- Er selbst
nennt dabei vier Autoren: Agnes Heller,
György Markus, Mihaly Vajda und Ferenc
Feh6r2). Gemeinhin werden dieser Gruppe
auch Andräs Hegedüs und Maria Märkus hin-
zugerechnet, manchmal auch die jüngeren
Autoren György Beede und Jänos Kis3). Nach
Lukäcs Worten liegt die Aufgabe und Bedeu-
tung der „Budapester Schule" in der Erpro-
bung und Durchsetzung der Marxschen Me-
thode auf allen wichtigen Feldern des gesell-
schaftlichen Lebens4).

Ausgangspunkt für die konkrete politikwis-
senschaftliche Analyse der Schriften der „Bu-
dapester Schule" ist die Auseinandersetzung
mit der deterministischen Geschichtsphiloso-
phie von Karl Marx und ihrem anthropologi-
schen Hintergrund, insbesondere der Theorie
der Entfremdung. Agnes Heller entwickelt in
diesem Rahmen eine skeptische Theorie der
Geschichte, die keine Aussagen über die Zu-
kunft macht und nicht versucht, das Sollen
dus dem Sein abzuleiten. Diese Überwindung
des Marxschen Denkens in historischen Not-
wendigkeiten hat zur Folge, daß die Aufhe-
bung der Entfremdung nicht mehr als Endzu-
stand oder Zweck der Geschichte erscheint,
sondern als der höchste, für das moderne hi-
storische Bewußtsein charakteristische Wert
und als regulative Idee für das Handeln des

II.

Menschen5). In der entfremdeten Gegenwart
steht der Mensch in einer solchen Beziehung
zu seinen gattungsmäßigen Objektivationen,
die die Entwicklung seiner „gattungsmäßigen
Wesenskräfte" nicht fördert. Als Diskrepanz
zwischen dem reichen Wesen der Gattung
und der armen individuellen Existenz ist die
Entfremdung selbst ein Wertkonflikt6).
Der Kommunismus ist die Lösung des Ent-
fremdungsproblems, er soll allen Mitgliedern
der Gesellschaft ermöglichen, sich den Reich-
tum der Gattung anzueignen. Ein „gutes Le-
ben" nur dadurch verwirklicht werden, daß
sich um bestimmte Interpretationen der uni-
versellen Werte Gemeinschaften freier Indi-
viduen konstituieren, die auf dieser Grund-
lage spezifische Formen des guten Gemein-
schaftslebens entwickeln7). Deswegen muß



die moderne rationale Utopie die Pluralität
der Werte und Lebensformen postulieren.

M. Vajda betrachtet die vollständige Aufhe-
bung der Entfremdung als unmöglich, soll die
wichtigste Errungenschaft der bürgerlichen
Gesellschaft, die Freiheit des Individuums,
nicht in Frage gestellt werden8). Dementspre-
chend sieht er den Sozialismus als einen Ver-
such, im Rahmen der bürgerlichen Gesell-
schaft und auf der Grundlage der politischen
Demokratie ein Gleichgewicht zwischen der
Freiheit (Individualismus) einerseits sowie
der Gleichheit und der Brüderlichkeit (Kol-
lektivismus) andererseits herzustellen9).

1)5 Ders. (Anm. 13), S. 156f.
16) Ders. (Anm. 10), S. 284.

Die Realisierbarkeit dieses Konzepts einer
freien und solidarischen Gesellschaft wird
durch die Analyse der Moderne nachgewie-
sen10). Die Moderne ist durch zwei Grund-
komponenten charakterisiert: die bürgerliche
Gesellschaft und die produzierende Industrie.
Diese Komponenten haben jeweils eigene in-
nere Entwicklungslogiken, die einander wi-
dersprechen und von verschiedenen sozialen
Gruppen verkörpert werden können. Die bür-
gerliche Gesellschaft enthält sowohl die Lo-
gik der Universalisierung der Marktwirt-
schaft, der Exklusivität des Privateigentums,
des Wachstums der Ungleichheit und der
Herrschaftsausübung, d. h. die Logik des Ka-
pitalismus, als auch die Logik der Entfaltung
der Freiheit und Menschenrechte im Prozeß
der Demokratisierung, Gleichberechtigung
und Dezentralisierung der Macht. Die Ent-
wicklung der Industrie tendiert zur Begren-
zung des Marktes und Zentralisierung der
Ressourcenallokation in den Händen des
Staates ).11

Diesen Entwicklungslogiken korrespondieren
einander widersprechende Bedürfnisse bei
den Menschen, die in der bürgerlichen Ge-
sellschaft leben. A Heller entwickelt ihre

III.

Die „kommunistischen" Systeme Osteuropas
sind dadurch charakterisiert, daß sie das Kri-
terium der Priorität der Entwicklung der hu-
manistischen und demokratischen Logik der
bürgerlichen Gesellschaft, d. h. die Verwirkli-

Theorie der Bedürfnisse als eine Interpreta-
tion der Bedürfnistheorie von K. Marx. Die
kapitalistische Gesellschaft abstrahiert von
den qualitativen Unterschieden der Bedürf-
nisse und reduziert sie alle auf ökonomische
Bedürfnisse, d. h. auf gesellschaftlich geformte
Bedürfnisse nach der biologisch-physiologi-
schen Selbsterhaltung. Eine weitere Abstrak-
tion erfährt die kapitalistische Bedürfnis-
struktur durch die Reduktion der ökonomi-
schen Bedürfnisse auf die Habsucht nach
Geld. Die Entfremdung der Bedürfnisse mani-
festiert sich in dieser Reduktion und Homo-
genisierung sowie der Verwendung des Be-
griffs des Interesses anstatt jenes des Bedürf-
nisses. Dem stellt Marx seinen Bedürfnisbe-
griff gegenüber, der eine geschichtsphiloso-
phische und anthropologische Wertkategorie
ist ). Sein „bedürfnisreicher Mensch“ ist eine
empirisch untermauerte philosophische
Kunstruktion, die auf der humanisti

12

schen und
demokratischen Entwicklungslogik und auf
dem Konzept des „gesellschaftlichen Reich-
tums" beruht.
Ein Teil der in der bürgerlichen Gesellschaft
entstehenden Bedürfnisse kann demzufolge
im Rahmen des Kapitalismus nicht befriedigt
werden und stellt deshalb ein Element seiner
Überwindung dar: die sogenannten radikalen
Bedürfnisse ). Sie bringen das „kollektive
Sollen ) zum Ausdruck, das ihre Befriedi-
gung durch die Überwindung des Kapitalis-
mus anstrebt. Da die Bedürfnisse die mate-
rielle Grundlage der Werte sind, ist eine
Ehtik, die die Notwendigkeit der Befriedi-
gung der radikalen Bedürfnisse postuliert,
eine sozialistische Ethik5 mit der Funktion,
die Widersprüche der obengenannten Ent

)
-

wicklungslogiken der Moderne durch Förde-
rung der Logik der Befreiung des einzelnen
auf der Grundlage der vollständigen Demo-
kratisierung und Humanisierung der Gesell-
schaft zu lösen ) .16

chung der Gesellschaftlichkeit, Freiheit, Be-
wußtheit und Universalität, nicht erfüllen. Die
ursprüngliche Absicht der bolschewistischen
Herrschaft war, im Rahmen dieser Logik die
Probleme der Moderne zu lösen: soziale und
nationale Unterdrückung, Armut, Abwesen-



heit von individuellen und kollektiven Bür-
gerrechten, Lasten und destruktive Auswir-
kungen der Industrialisierung, Kriege und
ihre Folgen, Rüstungswettlauf usw. Dies ist
nicht gelungen. Im Gegenteil: Sie wurden
stellenweise noch verschärft17). Die Ursachen
dieser antisozialistischen Entwicklung liegen
in der wirtschaftlichen Rückständigkeit Ruß-
lands vor und nach der Oktoberrevolution, in
der kulturellen Rückständigkeit der Arbeiter-
klasse, die es ermöglichte, daß die Führung
der revolutionären Bewegung den Intellektu-
ellen zufiel, und in der mangelhaften politi-
schen Kultur dieser Intellektuellen, die in der
Verachtung der „formalen“ bürgerlichen De-
mokratie und in Tendenzen zu jakobinischen
Formen der revolutionären Diktatur ihren
Ausdruck fand18). Die mit diesen Bedingun-
gen zusammenhängenden und zu lösenden
Probleme haben dazu geführt, daß die Bol-
schewiki aus dem breiten Spektrum sozialisti-
scher Ideen solche ausgewählt haben, die im
Zusammenhang mit dem rückständigen Mi-
lieu zu dem gegenwärtigen Gesellschaftssy-
stem im Ostblock, zur „Diktatur über die Be-
dürfnisse“, geführt haben ).19

23) A Heller u. a. (Anm. 17), S. 261.
24) Ebd., S. 254.
25) A Heller (Anm. 10), S. 286 f.
26) Ebd., S.306f.
27) A Heller u. a. (Anm. 17), S. 255.
28) Ebd., S. 259.
2%) Ebd., S.275ff.

Die dominante Rolle spielt dabei der Jakobi-
nismus der Bolschewiki: die Vergöttlichung
des idealisierten Menschen einerseits, ein-
hergehend mit einer tiefen Verachtung des
wirklichen Menschen andererseits, die seine
Führung durch eine tugendhafte Minderheit
erforderlich macht, die ihm die Erlösung
durch eine Diktatur der eisernen Faust ver-
spricht und damit den Terror rechtfertigt20).
Die leninistische Partei als Träger dieser jako-
binischen „Diktatur des Proletariats" betrach-
tet sich als eine Partei an sich, als die einzige
Partei, während in Wirklichkeit dieses Selbst-
verständnis eine contradictio in adjecto, einen
inneren Widerspruch darstellt und es sich da-
bei um eine Sekte handelt21). Die utilitaristi-
sche Ethik, die auf die Klasse und ihre Partei
übertragene egoistische bürgerliche Moral
Lenins und anderer Bolschewiki veranlaßte
sie, die gesamte Gesellschaft nach dem Mu-
ster der Fabrik zu organisieren22), mit dem
Staat und anderen gesellschaftlichen Organi-
sationen als Antreibern. Dieser technokra-
tisch-etatistische Geist wurde von der Not-

22■ ) F. Feher / A Heller (Anm. 18), S. 26.

wendigkeit gefördert, die wirtschaftliche
Rückständigkeit zu beheben; er hatte die Ver-
nachlässigung aller anderen Grundwerte des
Sozialismus zur Folge23).
Diese Faktoren lassen die neue Gesellschafts-
formation als eine Reaktion auf den Kapitalis-
mus und seine Konflikte und Gegensätze im
Bereich der Wirtschaft, speziell auf der Ebene
der Industrialisierung, erscheinen ). Die real24 -
sozialistischen Systeme haben also von den
drei Entwicklungslogiken der Moderne nur
die Logik der Industrialisierung übernommen,
während die humanistische und demokrati-
sche Logik der bürgerlichen Gesellschaft zu-
rückgewiesen wurde wegen ihrer Unrealisier-
barkeit im Rahmen der Diktatur des Proletari-
ats und einer technokratisch-etatistischen In-
dustrialisierung25). Da jedoch der Sozialismus
untrennbar ist von der Fortentwicklung der
humanistischen und demokratischen Logik
der bürgerlichen Gesellschaft können die re-
alsozialistischen Formationen nicht als pro-
gressiv im Sinne der obigen Wertwahl be-
trachtet werden26) — sie stellen, trotz ihrer
Fähigkeit zur Reproduktion, eine historische
Sackgasse dar27).
Diese einseitige Auswahl der Elemente sozia-
listischer Theorien und die darauf begründete
politische Praxis haben das Vermächtnis der
Aufklärung verraten: Der Sozialismus hörte
auf, eine Bewegung der Aufklärung zu sein
und wurde zur Negation der Aufklärung28).
Die Aufklärung hat eine Reihe von Vernunft-
prinzipien erarbeitet: wissenschaftliche Orga-
nisation und keine spontane Entwicklung der
Gesellschaft, Herstellung der gesellschaftli-
chen Harmonie, Anerkennung der Grund-
werte der Freiheit, Gleichheit und Brüderlich-
keit, Ablehnung der Diskriminierung aus
Gründen der Rassen-, Kasten- oder Klassen-
zugehörigkeit und das Vorhandensein einer
öffentlichen Sphäre. Da diese Prinzipien in
den realsozialistischen Ländern nicht gelten,
können ihre Gesellschaftssysteme als irratio-
nal29) und antiaufklärerisch betrachtet wer-
den: Somit hat der Versuch, die kapitalisti-
schen Unzugänglichkeiten bezüglich der Ra-
tionalität zu überwinden, zu einer Rationali-
tätskrise neuen Typs geführt: Eine Zwangs-
wirtschaft hat die Marktwirtschaft ersetzt,
und alle Werte, die die Lebensbedingungen



einer rationalen Gesellschaft ausmachen,
wurden unterdrückt30). Dadurch wurde der
Anspruch, materielle Rationalität als eine der
kapitalistischen überlegene Form der Ratio-
nalität zu konzipieren und praktisch umzuset-
zen, nicht eingelöst31). Die Übernahme allein
der Industriealisierungslogik und die Zurück-
weisung der humanistischen und demokrati-
schen Logik der bürgerlichen Gesellschaft, ihr

Ebd., S. 182.
3)9 M. Vajda (Anm. 8), S. 134.
40) A Heller u. a. (Anm. 17), S. 185.
41) Ebd., S. 198.

antiaufklärerischer Charakter und die Schwä-
chen der materiellen Rationalität lassen die
realsozialistischen Gesellschaftsformationen
in vieler Hinsicht als vormodern32) erschei-
nen. In dieselbe Richtung deutet auch die Be-
tonung des personalen Charakters der Bezie-
hungen der Menschen in diesen Ländern,
auch in der Sphäre der politischen Herr-
schaft.

IV.
Vor dem Hintergrund der Konturen dieser
philosophischen Ausgangsposition der „Buda-
pester Schule" wird ihre politikwissenschaftli-
che Kritik an den von ihnen so genannten
„Gesellschaften sowjetischen Typs“ verständ-
lich und plausibel. Da diese Kritik weit über
den Bereich des politischen Systems in die
Sphäre der Kultur, insbesondere jene des All-
tagslebens, hineinreicht, kann der Ansatz der
Autoren, im Einklang mit ihrem Selbstver-
ständnis, auch als anthropologisch bezeichnet
werden. Sie sind sich auch der Bedeutung der
historischen Dimension und der Differenzie-
rung zwischen den einzelnen osteuropäischen
Ländern bewußt Das besondere Ziel ihrer Ar-
beit ist jedoch, ein relativ abstraktes Modell
der Sowjetgesellschaften zu entwickeln, unter
welches alle osteuropäischen Länder subsu-
miert werden können.
Es ist sinnvoll zunächst zu klären, was diese
Gesellschaftsformationen nicht sind. Sie sind
weder Sozialismus noch Kapitalismus noch
deren Modifikationen33). Sie sind auch nicht
als bloße Reaktionen auf regionale Besonder-
heiten zu verstehen, denn „... es ist ein globa-
les System oder hat zumindest globale An-
sprüche“34). Auch die Theorien von der Über-
gangsgesellschaft ), dem Staatskapitalis-
mus36) und der asiatischen Produktionswei-
se )37 werden zurückgewiesen. Ausgehend von
der Theorie der Bedürfnisse wird die Gesell-
schaftsformation sowjetischen Typs als „Dik-
tatur über die Bedürfnisse" bestimmt.
Positiv kann eine Reihe partikularer Ele-
mente des politischen Herrschaftssystems,
d. h. des politischen Aspekts der Diktatur
über die Bedürfnisse, ausgearbeitet werden.
Weil die gesamte gesellschaftliche Macht in

den Händen der kommunistischen Partei
konzentriert ist, ist es sinnvoll, die Parteisou-
veränität zuerst zu betonen. Diese impliziert
die Zentralisierung aller Verfassungsgewal-
ten und der öffentlichen Verwaltung, die per-
sonale Verschmelzung der Spitze des Staates
mit den obersten Gremien der Partei (wobei
die letztere dominiert) und die Parteikon-
trolle aller anderen gesellschaftlichen Orga-
nisationen, die den Willen der zentralen Füh-
rung zu repräsentieren und auszuführen ha-
ben38). Sowohl konkurrierende Organisatio-
nen als auch alternative Politik sind in diesem
System ausgeschlossen. Die soziale Position
der Parteimitglieder ist weder legal noch tra-
ditionell garantiert, so daß sie den Kasten-
geist der Partei voll annehmen39) und ihren
Souveränitätsanspruch verteidigen müssen.
Aus dem Prinzip der Parteisouveränität folgt,
daß die Volkssouveränität ausgeschlossen ist,
so daß die Bevölkerung in der Frage, wer sie
regieren soll, keinerlei Mitwirkungsrechte
hat. Es findet trotz (oder gerade wegen?) des
Prinzips des demokratischen Zentralismus
keine Kontrolle der Parteiführung statt. In
der Praxis ist es gerade sie, die den Status des
wirklichen Souveräns innehat40).
Die zentralistische Herrschaftsstruktur
schließt die Gewaltenteilung aus; die Gewal-
ten stellen eine Einheit dar. Der Souverän
entscheidet über Verfassungen, Gesetze, Ur-
teile und Strafmaße in politisch relevanten
Prozessen. Die Justiz hat nur ausführende
Funktion. Die Parlamente besitzen keine
Macht. „In der Praxis bedeutet die Vereini-
gung der drei Gewalten, daß allein eine Ge-
walt — die Exekutive — besteht."41) Zwischen
den Ministerien als Kontrollorganen über die
Gesellschaft herrscht kein Kräftegleichge-
wicht. Die entstehenden Interessenkonflikte
dürfen sich nicht gegen die Partei richten.
Der größte Anteil übertragener Gewalt liegt



in den Händen der politischen Polizei. Diese
hält die gesamte Bevölkerung im Griff, ver-
bleibt aber unter der Kontrolle des Souveräns,
der nicht bereit ist, eine tendenzielle Verselb-
ständigung der Polizei zur eigenständigen
Macht zu dulden. Die Macht der Armee ist
ebenfalls der des Souveräns untergeordnet
Heute ist sie wegen der imperialistischen Po-
litik der Sowjetunion im Begriff zu wach-
sen42).
Die Wirklichkeit, die sich hinter dem An-
spruch auf sozialistische Rechtsstaatlichkeit
verbirgt, wird am Strafrecht überprüft43). Un-
ter Stalin bestand, sozialpsychologisch gese-
hen, die Funktion des Strafrechts darin, ange-
sichts des allgemeinen Terrors eine Atmo-
sphäre der Mitschuld und Komplizenschaft zu
schaffen, um damit die Verantwortlichen zu
entlasten. Nach seinem Tode wurde im Straf-
recht eine gewisse Formalisierung durchge-
führt, die aber dessen drakonischen Charak-
ter um so deutlicher hervortreten ließ. Die
Todesstrafe wurde im Mai 1961 auf schwere
Wirtschaftsverbrechen, im Juli 1961 auf
schwerwiegende Überschreitungen der Wäh-
rungsbestimmungen und im Februar 1962 auf
Vergehen gegen Leben, Gesundheit und
Würde von Angehörigen der Polizei und Mi-
liz erweitert. Bekannt ist der neue Modus
beim Vorgehen gegen Oppositionelle: ihre
zwangsweise Einschließung in psychiatrische
Anstalten, die zur Alltagsroutine gehört. Ar-
beits- und Internierungslager sind immer
noch vorhanden. Im Unterschied zu Stalins
Zeiten ist das Lagersystem aber nicht mehr so
umfassend und todbringend ). Die Polizei hat
nach wie vor das Recht, ohne juristisches Ver

44

-
fahren Menschen in die Lager zu schicken.
Begrenzte Formen der juristischen Veranke-
rung der sozialen Kontrolle sind vorhanden,
ohne daß dadurch das Privileg der Partei in
Frage gestellt würde, die eigenen Gesetze
umzustoßen oder zu umgehen. Gründe für die
Existenz dieser Gesetze sind: das Bedürfnis
des Machtapparates nach Schutz vor Aus-
wüchsen der autokratischen Herrschaft, die
zunehmende Rolle der Marktfragmente, die
ein Minimum formalisierter Verfahren in der
ökonomischen Praxis unverzichtbar machen,
die zentrale Stellung der Familie und die un-
vermeidliche Reform des Strafrechts nach
Stalins Tod. Inzwischen wird auch die Exi-
stenz atomisierter Individuen in einer kleinfa-
miliären Struktur akzeptiert, weil die autori-
täre Familie die Rolle der Stütze der autoritä-
ren Gesellschaft übernommen hat45).

Die zentrale funktionale Bedeutung der Exe-
kutive verweist auf die Bürokratisierungs-
problematik. Die bürokratischen Strukturen
der Herrschaft sind Konsequenz der politi-
schen Struktur und der Funktionsweise des
Maphtapparates — und nicht seine ursprüng-
liche Grundlage. Die extremen Ausmaße der
Bürokratie werden notwendig, weil der Sou-
verän seine Macht und Kontrolle über die ge-
samte Gesellschaft einschließlich der Ökono-
mie totalisiert. Ihre Mitglieder sind keine öf-
fentlichen Bediensteten, vergleichbar den
„civil servants" Großbritanniens, sondern eher
Staatsdiener nach preußisch-deutschem Mu-
ster, die niemals den Bürgern, sondern allein
ihren Vorgesetzten verantwortlich sind — in
letzter Instanz dem Souverän ). Da die Partei
als Souverän jedoch über dem Gesetz steht,
entsteht als Spezifikum der sowjetischen Bü
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rokratie die an sie gestellte Anforderung ei-
ner doppelten Loyalität: einerseits gegenüber
den Vorgesetzten im Rahmen der organisato-
rischen Hierarchie und im Zusammenhang
mit der Verpflichtung, die Verwaltungstätig-
keit nach strengen, formalen Regeln auszu-
üben, andererseits gegenüber der Partei, der
die .meisten Träger verantwortlicher Funktio-
nen in der Verwaltung angehören, deren Di-
rektiven sich jedoch häufig über die genann-
ten Regeln hinwegsetzen. Dieses Zurückstel-
len formaler Regeln hat zur Folge, daß den
Untertanen des Staates allein das Recht des
Bittstellers sowie das Recht zur Denunziation
übrigbleibt. Es wird anerkannt, daß auch der
Sozialismus nicht auf eine effiziente, profes-
sionalisierte Verwaltung verzichten kann, Bü-
rokratisierungstendenzen daher in Kauf zu
nehmen sind ).
Parteisouveränität, Nichtexistenz der Gewal-
tenteilung und die Unterwerfung der Mehr-
heit der Bevölkerung unter eine mächtige Bü-
rokratie verweisen darauf, daß von einem Ge-
sellschaftsvertrag zwischen den Herrschen-
den und den Beherrschten nicht die Rede
sein kann. In der Sowjetunion ist die societä
civile (die ungarischen Autoren verwenden
mit Vorliebe diesen Ausdruck von Gramsci)
vollständig vom Staatsapparat aufgesogen.
Durch die Zerstörung oder Umfunktionierung
der societä civile wird der Gesellschaftsver-
trag unmöglich gemacht — und mit ihm die
Anerkennung des Individuums als freies und
gleiches Gesellschaftsmitglied, die Vorausset-
zung für die Bildung unabhängiger Parteien
und Institutionen ist48). Aufgrund des Lenin-
schen Prinzips der geschichtsphilosophisch



begründeten Rolle der Partei als Avantgarde
ist es nämlich ausgeschlossen, daß die Herr-
schenden sich als Vertragspartner des Gesell-
schaftsvertrages oder eines Herrschaftsver-
trages verstehen, oder als Herrschende, deren
Herrschaft durch einen Vertrag unter den Be-
herrschten legalisiert wurde. Selbst die An-
deutung eines Gesellschaftsvertrages im poli-
tischen Bereich wird kriminalisiert.
Ein weiterer Aspekt der Zerstörung der socie-
tä civile ist die Nichtexistenz einer öffentli-
chen Sphäre. Dadurch wird die politische
Struktur jeder Kritik entzogen und konser-
viert, was wegen der Abhängigkeit der Öko-
nomie von der Politik auch ökonomische Re-
formen erschwert. In diesem Kontext wächst
den Intellektuellen eine neue Aufgabe zu:
nicht länger die Avantgarde-Rolle zu spielen,
d. h. politische Programme im Namen des
Volkes oder der Arbeiterklasse zu formulie-
ren, sondern ihr kritisches Denken in den
Dienst der Bildung einer öffentlichen Sphäre
in Osteuropa zu stellen. Erst auf ihrer Grund-
lage wird eine sinnvolle Diskussion über Ten-
denzen und Programme der gesellschaftli-
chen Entwicklung Osteuropas möglich49).
Insbesondere im Hinblick auf die inoffizielle
Legitimationsstruktur der Sowjetmacht ist
das Element des Patriarchismus zu beto-
nen50). Der Staat sieht sich selbst in der Rolle
eines Vaters, dessen Entscheidungen den
Nutzen der Untertanen bezwecken. Die väter-
liche Autorität bestraft und belobigt Sie ist
jenseits von Kritik. Die Sowjetunion wird als
große Familie aufgefaßt. Die Kehrseite dieser
väterlichen Autorität ist, daß selbst Wohn-
raum, Heizung, Bekleidung und Kulturgenuß
zu Vergünstigungen umfunktioniert wurden,
die den Untertanen jederzeit wieder entzogen
werden können, daher als Mittel zur Sicher-
stellung der staatlichen Kontrolle über das
Individuum geeignet sind51)-
Aus den dargestellten Grundelementen des
politischen Systems osteuropäischer Länder
werden zwei allgemeine Charakterisierungen
abgeleitet. Da die faktische Identität des
Souveräns (Parteiführung) mit dem Staat vor-
liegt, wird das politische System als Absolu-
tismus bezeichnet Angesichts dessen, daß
dieser verfassungsmäßig legalisiert ist, wird
von einem konstitutionellen Absolutismus
gesprochen52). Die verfassungsmäßige Legali-

sierung wird damit erklärt, daß Institutionen
des Staates, wie z. B. die Sowjets, nicht aufge-
löst werden konnten, da die Partei für admi-
nistrative Aufgaben nicht zur Verfügung
stand, d. h. die Doppelung in Partei und Staat
beibehalten werden mußte. Der Begriff des
Absolutismus wird auch deswegen verwandt,
weil historische Parallelen zu den absolutisti-
schen Staaten der Neuzeit feststellbar sind.
Auch die letzteren versuchten, alle gesell-
schaftlichen Organisationen und Kräfte zu
unterwerfen oder zu beseitigen, die Gesell-
schaft nach wirtschaftlichen Plänen und Kon-
zeptionen zu modernisieren und die Indu-
strialisierung mit Blut und Schwert durchzu-
setzen53).
Diese Charakterisierung des sowjetischen
Herrschaftssystems kann aus verschiedenen
Gründen in Frage gestellt werden: Erstens ist
die Partei als Souverän vom Staat institutio-
nell getrennt, zweitens bestand in den westli-
chen absolutistischen Staaten eine offenkun-
dige Diskrepanz zwischen dem Herrschafts-
anspruch des absoluten Monarchen und der
Durchsetzung dieser Herrschaft und drittens
erscheint der Begriff des konstitutionellen
Absolutismus als zu essayistisch und insge-
samt überflüssig, zumal in demselben Kontext
sogleich der Begriff des totalitären Staates
eingeführt wird.
Unter totalitären Gesellschaften werden rein
politische Gesellschaften verstanden. In die-
sen liegt die Identität von Mensch und Bür-
ger, von öffentlicher und privater Sphäre vor,
und sie sind nur dann totalitär, wenn diese
Identität erzwungen und eine bereits vollzo-
gene Trennung von Staat und Gesellschaft
rückgängig gemacht wurde. Eine solche
zwangsweise Zusammenführung von Staat
und Gesellschaft durch eine zentrale Gewalt
wurde in der UdSSR nach dem Scheitern der
Neuen ökonomischen Politik Ende der zwan-
ziger Jahre durchgeführt. Sie geht einher mit
einer staatlichen Definition der offiziellen
Ideologie und der politischen Betätigungsfel-
der. Dies impliziert die Kriminalisierung des
Pluralismus). Die Grundrechte, die in der
Verfassung kodifiziert sind und formaliter
den Pluralismus ermöglichen, können
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nur in-
soweit in Anspruch genommen werden, als
dies mit den Zielen des Aufbaus der kommu-
nistischen Gesellschaft vereinbar ist55), über
diese Vereinbarkeit, aber auch über die Ziele
selbst, entscheidet der Souverän. Mit anderen
Worten: Die Ausdehnung des Begriffs der



Kriminalität hängt allein vom Wertsystem,
den politischen Zielen und dem persönlichen
Willen des Souveräns ab.

Mit dieser modifizierten Totalitarismusthe-
orie gelingt den Autoren ein überzeugende-
res Modell der osteuropäischen Gesell-

Nach A Heller haben die „Gesellschaften so-
wjetischen Typs“ den Menschen bei seinen
Wurzeln gepackt, bei seinen Bedürfnissen.
Ausgehend von der Überzeugung, daß es
möglich sei, auf wissenschaftlicher Basis die
wahren und die falschen Bedürfnisse der
Menschen festzustellen, werden die zu befrie-
digenden gesellschaftlichen Bedürfnisse von
der jeweiligen Parteiführung festgesetzt. Die
geplante Produktion und Distribution mate-
rieller Güter läuft ohne Rücksicht auf die
wirkliche Nachfrage infolge dieser Festle-
gung ab. Die Bedürfnisse nach Freiheit, unab-
hängigen Organisationen und Informationen
werden als falsch, künstlich und konterrevo-
lutionär behandelt und unterdrückt56).
F. Fehr führt folgende vier Merkmale der
Diktatur über die Bedürfnisse an57):
1. Die gesamte Gesellschaft ist in ein Konglo-
merat von Lohnarbeitern verwandelt worden.
Die Arbeiter können den Produktionsprozeß
und das Verhältnis zwischen Arbeitszeit und
Freizeit nicht beeinflussen. Sie besitzen nicht
die geringsten kollektiven Rechte.
2. Ist die Arbeitskraft vollständig der Pla-
nungselite unterworfen, kann der Staat auto-
ritär festlegen, was menschliche Bedürfnisse
im allgemeinen sind und welche Struktur sie
annehmen sollten, um mit den Zielen des Sy-
stems übereinzustimmen.
3. Die Arbeiter haben keine Möglichkeiten,
ihre Freiheitsbedürfnisse zu artikulieren. Die
Prinzipien des Pluralismus, der Repräsenta-
tion und des Vertrages sind unvereinbar mit
der hyperrationalistischen Festlegung der Be-
dürfnisse.
4. Alle gesellschaftlichen Zielvorstellungen
müssen in einer solchen Weise geplant wer-
den, daß sie voll in die autoritative Festlegung
des Systems der menschlichen Bedürfnisse
eingepaßt werden können.
Die Genesis des Systems der Diktatur über
die Bedürfnisse wird anhand der Rekonstruk-
tion der wirtschaftspolitischen Debatte zwi-
schen Stalin und Bucharin nachvollzogen. Zu-

Schaftsformationen, als dies bei dem Konzept
des konstitutionellen Absolutismus der Fall
war. Um das Totalitarismuskonzept weiter zu
spezifizieren und dabei die Besonderheiten
seiner osteuropäischen Ausprägung zu be-
rücksichtigen, entwickeln die Autoren das
Konzept der Diktatur über die Bedürfnisse.

V.

nächst lag ein stillschweigendes Einverneh-
men aller Bolschewik! vor, daß die unge-
hemmte Artikulation individueller Bedürf-
nisse illegitim und gefährlich sei. Im nächsten
Stadium kam es zur Festlegung von Prioritä-
ten unter den Interessen verschiedener Ge-
sellschaftsgruppen durch die über ihnen ste-
hende Partei, durch Abstraktion und Mystifi-
kation der empirischen Bedürfnisse. Die Par-
tei festigte dadurch ihre Macht über die Ge-
sellschaft. Im dritten Stadium wurde die ob-
jektive Verallgemeinerung der materiellen
und kulturellen Bedürfnisse vorgenommen,
d. h. ihre willkürliche Bewertung unabhängig
von den Individuen als Trägern empirischer
Bedürfnisse58).
An diese vorläufige Analyse kann als kriti-
sche Reflexion angefügt werden, daß man
mindestens folgende drei Bedeutungen von
„Diktatur über die Bedürfnisse" unterscheiden
kann:
a) Diktatur in der Form der Nicht-Anerken-
nung der zum Ausdruck gebrachten Bedürf-
nisse (z. B. der Konsumbedürfnisse);
b) Diktatur, die sich in der Verhinderung der
Bedürfnisartikulation (z. B. des Bedürfnisses
nach Redefreiheit, Abschaffung der Zensur,
Mehrparteiensystem) manifestiert;
c) Diktatur, der es durch die Manipulation des
Alltagslebens gelingt, das Entstehen von be-
stimmten Bedürfnissen zu verhindern (z. B.
der Bedürfnisse nach einem Leben in einem
Rechtsstaat, nach Selbstverwaltung in der
ökonomischen Sphäre u. ä.).
Während aus manchen Texten Ä. Hellers59)
eher darauf geschlossen werden kann, daß sie
sich auf die Bedeutungen a) und b) be-
schränkt, suggeriert die bereits erwähnte
Möglichkeit der Kontrolle über die Formen
der Verwendung der Freizeit, daß die Auto-
ren auch an die Bedeutung c) gedacht haben:
Die Kontrolle über die Sphären der Arbeit
und der Freizeit ermöglicht indirekt auch die
Kontrolle über das Entstehen und die Ent-
wicklung der Bedürfnisse.*

/



Die Diktatur über die Bedürfnisse impliziert
die Teilung der Gesellschaft in Herrschende
und Beherrschte, den einheitlichen Apparat
einerseits und die nicht organisierte, interes-
senmäßig partikularisierte Bevölkerung ande-
rerseits. Da sich diese politische Zweiteilung
auch sozial und ökonomisch niederschlägt,
wird damit die unter den osteuropäischen
Marxisten intensiv diskutierte Frage aufge-
worfen, ob es sich dabei um eine Klassentei-
lung handelt60). Charakteristisch für den Ap-
parat ist seine Einheitlichkeit: die Verschmel-
zung der Funktionen der Zieldefinition, der
Aufgabenausführung und der Kontrolle (im
Unterschied zu einer rein exekutiven Büro-
kratie im Weberschen Sinne). Durch die Zir-
kulation der Amtsträger wird erreicht, daß sie
sich nicht mit einem besonderen Amt, son-
dern mit dem gesamten Apparat identifizie-
ren und dadurch in die Lage versetzt werden,
das übergeordnete Partei- und Staatsinteresse
zu vertreten. Trotz der Tatsache aber, daß die-
ser ein Monopol über alle Positionen gesell-
schaftlicher Macht besitzt, bilden seine Mit-
glieder wegen ihrer Ideologie kein Klassen-
bewußtsein im Sinne des Interessengegensat-
zes zu anderen gesellschaftlichen Gruppen
aus — sie verstehen sich alle als Vertreter
des öffentlichen Interesses, im Unterschied zu
der Masse, die das Staatsprinzip und -interes-
se nicht begreift. Dieses Verhältnis zu der
Masse ist jedoch nicht das Ergebnis eines ob-
jektiven ökonomischen Mechanismus. Wird
also, wie bei Marx, der Klassenbegriff an das
Vorhandensein eines solchen Mechanismus
gebunden, können die Mitglieder des Appa-
rats nicht als eine Klasse bezeichnet werden.
Das zweite Element des Marxschen Klassen-
begriffs ist der Klassengegensatz. Trotz der
Schwierigkeiten, die Grenzlinie zwischen der
herrschenden korporativen Gruppe und der
restlichen Bevölkerung zu ziehen, ist der In-
teressengegensatz, „der zwischen dem Perso-
nenkreis, der das Monopol über die Staats-
macht in jedweder Form besitzt und alle da-
mit verbundenen ökonomischen, sozialen und
kulturellen Vorteile genießt, der also mit sei-
ner Praxis die Herrschaft des Apparats über
die Gesellschaft verwirklicht, und den Men-
schen besteht, die keinerlei Mitspracherecht
in den gemeinsamen Angelegenheiten des öf-
fentlichen Lebens ihr eigen nennen und für
sie unkontrollierbaren Entscheidungen unter-
worfen sind, die bis in ihr Privatleben hinein-
wirken"61), offenkundig: „Die Aneigung des
gesellschaftlichen Mehrprodukts durch den
Apparat als Körperschaft, welche die mate-

rielle Basis für seine spezifische Herrschafts-
form liefert — verwirklicht in der Kontrolle,
Verfügungs- und Bestimmungsgewalt, die
seine Mitglieder über den gesamten gesell-
schaftlichen Reproduktionsprozeß und die
Verteilung der Resultate der Produktion in-
nehaben —, konfligiert aufs Schärfste mit den
unmittelbaren materiellen wie den objektiven
langfristigen Interessen der Produktionsar-
beiter sowie der unterdrückten Mehrheit der
Bevölkerung."62) Dieser Interessengegensatz,
der auch zu offenem Konflikt führen kann,
rechtfertigt die Verwendung des Klassenbe-
griffs: „Wird der Klassenbegriff in seinem all-
gemeinen, weniger präzisen korrelativen Sinn
herangezogen, dann liegen triftige Gründe
vor, die Sowjetgesellschaften als neue histori-
sche Form der Klassengesellschaft zu be-
trachten. Exakter ausgedrückt, beobachten
wir in den Sowjetgesellschaften tiefgehende
strukturelle Tendenzen zur konstanten Re-
produktion des dichotomischen Interessenge-
gensatzes zwischen der herrschenden korpo-
rativen Gruppe und der unorganisierten,
amorphen Vielheit der unmittelbaren Produ-
zenten.“63) Zu derselben Schlußfolgerung
führt auch die Untersuchung der Struktur der
gesellschaftlichen Arbeitsteilung. Allerdings
wird der Klassenbegriff auch an die Existenz
pluralistischer Gesellschaftsformen gebun-
den, die in den realsozialistischen Gesell-
schaftssystemen nicht vorhanden sind, was
zur Schlußfolgerung führt, daß es sich bei den
Sowjetgesellschaften nicht um Klassengesell-
schaften handelt64).
In der ökonomischen Sphäre äußert sich die
Diktatur über die Bedürfnisse in der Grund-
funktion der Elite in Staat und Partei, die in
der „Maximierung des Gesamtumfanges ma-
terieller Mittel, die als Gebrauchswerte der
umfassenden Verfügungsgewalt des Macht-
apparates unterstehen"65), primär der Produk-
tionsmittel, besteht. Nur jene Produktionsmit-
tel gelten als „Realkosten" der Produktion und
nur solche Produkte werden als Maß ihrer
„Nützlichkeit“ gesehen, die unter der Verfü-
gungsgewalt des Staates stehen. Im Gegen-
satz dazu finden Kosten und Nutzen (Werte),
die im Privatbereich bleiben, nicht nur keinen
Eingang in die offiziellen Berechnungen, son-
dern zählen nicht einmal „als Teil des gesell-
schaftlichen Reichtums. Vielmehr verkörpert
es eine Bedrohung des Apparats, weil es sei-



nen formalen oder faktischen Eigentümern
ein gewisses Maß wirtschaftlicher Unabhän-
gigkeit ermöglichen kann“66) — weil für diese
Werte nicht garantiert werden kann, daß sie
im Einklang mit den von dem Apparat defi-
nierten Zielen der Gesellschaftsentwicklung
verwendet werden. Darüber hinaus verhin-
dert die zentrale Kontrolle das Entstehen ei-
ner selbständigen ökonomischen (aber auch
gesellschaftlichen und kulturellen) Dynamik,
was dazu führt, daß das ökonomische Wachs-
tum ein parasitärer Abklatsch der in anderen
Gesellschaften nach „fremden", d. h. kapitali-
stischen Mustern entwickelten Effektivitäts-
steigerung bleibt. Die auf dieser Plagiierung
beruhenden Entwicklungsformen bleiben da-
her extensiv und erfüllen primär den Zweck
der Erweiterung der materiellen Basis des be-
stehenden Herrschaftssystems67).
Die Dysfunktionalität des Planungssystems
führt jedoch in der Form der nichtoffiziellen
Ökonomie zur Herausbildung eines beson-
dern Bereichs individueller Initiative. Dabei
können zwei Bereiche dieser Ökonomie un-
terschieden werden: Die „zweite Ökonomie"
birgt alle privaten Unternehmungen und Ak-
tivitäten, die nach den Regeln des Marktes
funktionieren und die Lücken der Zwangs-
wirtschaft schließen. Die „dritte Ökonomie“
„schließt die Lücken, die durch die Wider-
sprüche der Produktionsorganisation in der
ersten Ökonomie gerissen werden”68). Sie be-
ruht auf dem Tausch von Produkten und
Dienstleistungen auf der Grundlage persönli-
cher Beziehungen der Angehörigen der Be-
triebsleitungen und ist, als eine illegale Form
von Naturalwirtschaft, schwer von gewöhnli-
cher Korruption zu unterscheiden. Sie er-
schwert die zentrale Planung. Ein weiterer
Grund für das Entstehen der nichtoffiziellen
Ökonomie ist die Tatsache, daß man sich in
der Produktion ständig an der Grenze des ma-
teriell Möglichen bewegt, so daß die Produk-
tion und nicht die Nachfrage über das Kon-
sumgüterangebot entscheidet. Resultat ist ein
Mangel an den von den Menschen gewünsch-
ten Waren und Konsumgütern, die sich durch
staatlich reglementierte -Preise und häufig
schlechte Qualität auszeichnen. Dadurch
wird eine Kontrolle über den Konsum aus-
geübt69).
Die Zwangswirtschaft, die Diktatur über die
Bedürfnisse und der Patriarchismus des Staa-

tes enthalten als wichtiges Element der Legi-
timation des Systems auch eine sozialpoliti-
sche Dimension, die seine Charakterisierung
als garantierte Gesellschaft rechtfertigt, in
der der Staat als Garant der Realisierung des
sozialistischen Ziels und somit auch sozialpo-
litischer Aufgaben auftritt In ihr verzichtet
das Individuum zugunsten der Garantie eines
Minimallebensstandards auf Alternativen in
Staat und Gesellschaft, auf die Machbarkeit
der Zukunft, seine Freiheit und das Recht des
kritischen Gebrauchs der Vernunft70).
Die Kehrseite dieser Garantie und der hyper-
rationalistischen Zielsetzungen ist die frratio-
nalität des gesamten Systems. Zu den Prinzi-
pien und Kriterien einer rationalen Gesell-
schaft gehören: rationale Planung und Orga-
nisation, Herstellung der gesellschaftlichen
Harmonie, Anerkennung der Werte der Auf-
klärung (Freiheit, Gleichheit und Brüderlich-
keit) und die Verweigerung der Existenzbe-
rechtigung jeglicher Diskriminierung aus
Gründen der Rassen-, Kasten- oder Klassen-
zugehörigkeit71). Diese Kriterien der Rationa-
lität werden nicht erfüllt: Betriebe, die am Be-
darf vorbei produzieren, werden nicht ge-
schlossen, was zur Abfallproduktion, Ver-
schwendung von menschlicher Energie und
Rohstoffen und daher zur Reproduktion von
Mangel führt; die Werte der Aufklärung wer-
den faktisch nicht anerkannt und die Klassen-
diskriminierung ist offenkundig.
Gegen den Anspruch des Systems auf mate-
rielle Rationalität muß vielmehr von einer Ra-
tionalitätskrise neuen Typs gesprochen wer-
den. Sie resultiert aus vier systemischen Wi-
dersprüchen:
1. Das Ziel der Expansion der Produktion
führt zur Erweiterung der Verfügungsgewalt
des Herrschaftsapparates über den materiel-
len Reichtum.
2. Mit der Abschaffung des Marktes wurde
das einzige Berechnungssystem zerstört, auf
dessen Grundlage eine mathematische Vor-
hersage des Wirtschaftsgeschehens als denk-
bar erschien und Kostenberechnungen für
Reproduktion und Distribution rational
durchgeführt werden könnten.
3. Die Diktatur hat alle Werte, auf denen eine
allgemeine gesellschaftliche Rationalität be-
gründet werden konnte, sowie die freien Me-
dien zur Äußerung individueller Bedürfnisse
und Gesellschaftskritik unterdrückt.
4. Die im Marxismus begründete emanzipato-
rische Absicht, das bloße ökonomische Profit-
streben einer allgemeinen gesellschaftlichen



Rationalität unterzuordnen, hat nicht nur zu
einem verschwenderischen ökonomischen
System geführt, das den menschlichen „Ko-
stenfaktor" völlig ignoriert, sondern auch
viele „formale" Rationalitätszusammenhänge
zerstört — vor allem das „formale" Rechts-
system72).
Zusammenfassend charakterisieren Heller,
Fehr und Märkus die Diktatur über die Be-
dürfnisse als einen pervertierten Radikalis-
mus. Der Marxsche Mensch als Norm, reich
an Bedürfnissen und frei, diese zu artikulie-
ren, wird total unterdrückt, indem die Bedürf-
nisse gleichgeschaltet und unter den Willen
der Machthaber subsumiert werden. Die Ra-
dikalität dieser Unterdrückung ist aus dieser
Sicht pervertiert. Weitere Manifestationen
des pervertierten Radikalismus sind die An-

VI.

Der dargestellte gegenwärtige Zustand der
osteuropäischen Gesellschaften, aber auch
das kritische Verhältnis gegenüber dem west-
lichen Kapitalismus, hat die „Budapester
Schule" dazu veranlaßt, ausgehend von der re-
gulativen Idee der Aufhebung der Entfrem-
dung (im Unterschied zu der messianischen
Verheißung ihrer nahen und möglicherweise
sogar planbaren völligen Aufhebung)75), ein-
zelne Elemente einer nicht-entfremdeten Ge-
sellschaft etwas genauer zu skizzieren. Diese
Leitidee einer Aufhebung der Entfremdung,
die zugleich auch als der utopisch-normative
Ausgangspunkt ihrer Kritik der sowjetischen
Gesellschaftsformationen verstanden werden
kann, enthält als Elemente: weiteres Wachs-
tum des gesellschaftlichen Reichtums; die
Möglichkeit, daß alle über die selbstgeschaf-
fene Objektivationen verfügen; die Aufhe-
bung der Arbeitsteilung und hierarchischer
Unterordnungsverhältnisse sowie den reflek-
tierten Umgang mit vorgefundenen Wissens-
und Verhaltensmustern76). Um diese Ele-
mente zu realisieren, muß zwischen Besitz
(Haben) und Aneignung als Momenten des
Eigentums unterschieden werden: „Die An-
eignung, als das andere Moment des Eigen-
tums, enthält:
a) die Befriedigung der auf die Produktion be-
zogenen, dort entstandenen, sich dort realisie-

strengungen der Machtzentren, die Gesell-
schaft in eine einheitliche „Gemeinschaft" zu
verwandeln (ohne den besonderen Status des
korporativen Machtapparats abzuschaffen),
die Menschen von ihrem „bourgeoisen" Egois-
mus durch Unterdrückung der Privatsphäre
zu befreien und die terroristische Tendenz,
die ganze menschliche Persönlichkeit zu er-
fassen, um sie umzuerziehen — d. h. den Men-
schen zu verstaatlichen73). „Prinzipiell hat der
Souverän, die Partei bzw. ihre Führung, nie
aufgegeben, was offiziell .kommunistische
Sittlichkeit' genannt wird: das Recht eines
selbst ernannten Machtapparats, über das ge-
samte Leben, die Sitten, Neigungen, Motiva-
tionen, die Zukunft und sogar die physische
Existenz der individuellen Person zu dispo-
nieren."74) -

renden und durch sie neugeschaffenen Be-
dürfnisse,
b) die Mitentscheidung (Disposition) hinsicht-
lich der Produktion, Distribution und Kon-
sumtion,
c) ferner die Disposition über alle Vorbedin-
gungen derselben." )77

Auf die Produktion beziehen sich also sowohl
Konsumtions- als auch Tätigkeitsbedürfnisse.
Dabei soll der Besitz beibehalten werden, weil
der „bedürfnisreiche Mensch“ immer mehr
Güter für seine Bedürfnisbefriedigung
braucht. Der Besitz soll jedoch nicht mehr das
Zentrum der gesellschaftlichen Dynamik sein,
weil der Mensch seine „Wesenskräfte" und
solche Bedürfnisse entwickelt, die im Aneig-
nungsprozeß befriedigt werden können. Die
Besitznahme schließt nicht notwendigerweise
die anderen Menschen aus, sondern vereint
sie in die auf denselben Gegenstand bezoge-
nen Aneignungsprozesse.
Da aus Gründen der ökonomischen Notwen-
digkeit der Warenaustausch bestehen bleiben 
muß78), muß durch den Aneignungsprozeß
eine vom Besitz nicht determinierte Redistri-
bution stattfinden, die sich nicht nur auf die
produzierten Güter bezieht, sondern eine
neue gesellschaftliche Gesamtstrategie dar-
stellt. Diese ist durch die ständige Neuvertei-



lung aller materiellen und geistigen Kräfte
der Gesellschaft gekennzeichnet und beruht
auf der gleichen Möglichkeit aller einzelnen,
am Entscheidungsprozeß über diese Neuver-
teilung teilzunehmen ).79

Die Gleichheit in der Sphäre des Entschei-
dens setzt eine hohe und weiter wachsende
Entscheidungskompetenz aller Teilnehmer
sowie in allen Sphären gleiche objektive Be-
dingungen der Entscheidungsfindung voraus.
Da nicht alle Menschen in allen Sphären
kompetent sein können, wird ihre Kompetenz
in einigen sozial relevaten Fragen gefor-
dert80). Zu diesem Zweck müssen die Kultur
und die ihr unterliegende Infrastruktur der
Marktregulierung entzogen werden und die
Chancen zur Teilnahme des einzelnen an der
Kultur müssen unabhängig vom Besitz
sein81).
Im Bereich der menschlichen Lebensformen
ist die Aufhebung der Entfremdung möglich,
wenn neue Gemeinschaften gebildet werden,
die auf gleicher Ebene in Beziehung treten,
dabei jedoch ihre unverwechselbare Eigenart
behalten82). Nur im Rahmen solcher Gemein-
schaften ist die Entfaltung vielfältiger qualita-
tiv-radikaler Bedürfnisse vorstellbar. Im Un-
terschied zu herkömmlichen Gemeinschafts-
formen (Freundschaft in griechischer Polis,
Familie heute) sind sie nicht staatskonstitu-
ierend, sondern staatsbürgerkonstituierend.
In ihnen wird sich ein neuer Persönlichkeits-
typus vollenden können, dessen qualitative
Bedürfnisstruktur und die Orientierung auf
die Aneignung ihn zu wechselseitigen Ge-
schenkgesten fähig machen wird83).

Im heutigen Osteuropa werden nur wenige
Schritte von wenigen Menschen in diese
Richtung getan, weil die Übermacht des Sy-
stems bei der Bevölkerung das Bewußtsein
völliger Ohnmacht fördert. „Darum werden
heute neue Formen der Aufklärung verzwei-
felt dringend benötigt, aber nicht die Aufklä-
rung derjenigen, die auftreten, als hätten sie
den Stein des Weisen in der Tasche und uns
erzählen, was getan werden muß, um von der
Hölle ins Land der Verheißung aufzusteigen.
Es werden jedoch Formen gegenseitiger Auf-
klärung gebraucht, und nicht nur über die
Frage, was zu tun ist, sondern auch über die
Fragen, wie kann es getan werden und was
kann getan werden. Wenn wir über diese Pro-
bleme gemeinsam nachdenken können, kön-
nen wir zumindest einige Schritte gemeinsam
gehen."84)
Gegen eine globale Charakterisierung, wie
sie im Begriff „Diktatur über die Bedürfnisse“
verdichtet ist, läßt sich natürlich einwenden,
daß sie einer neuen und komplizierten sozia-
len Wirklichkeit nicht voll gerecht wird. Man
kann z. B. darauf hinweisen, daß sie nicht alle
wichtigen Elemente des Sowjetsystems sub-
sumiert, wie etwa die Förderung der Bildung,
der Kunst und der Wissenschaft — wenn-
gleich auch heute noch in Verbindung mit
ideologischer Indoktrination und Zensur.
Eine solche Kritik würde aber vermutlich die
Intention der „Budapester Schule“ mißverste-
hen: Die theoretische Bedeutung des Begriffs
„Diktatur über die Bedürfnisse" liegt nicht in
der „richtigen" Benennung eines Phänomens,
sondern in der Wahl einer solchen Bezeich-
nung, die die weitere Forschung stimuliert
und sie auf die zentralen Elemente des be-
zeichneten Phänomens orientiert und lenkt.
Dieser Zielsetzung dürfte das Forschungskon-
zept der „Budapester Schule" gerecht werden.



Wolfgang Höpken

Jugoslawien — fünf Jahre nach Titos Tod

Einleitung
Nachdem das hohe Alter Titos die politische
Publizistik schon in den frühen siebziger Jah-
ren zu immer neuen Spekulationen über das
Schicksal Jugoslawiens „nach Tito" angeregt
hatte, trat im Mai 1980 mit dem Tode des Par-
tei- und Staatschefs die viel beschworene Be-
lastungsprobe für den Vielvölkerstaat ein.
Nunmehr hatte es sich zu entscheiden, ob das
von ihm hinterlassene System des jugoslawi-
schen Sozialismus stabil genug sein würde,
auch ohne den Integrations- und Machtfaktor
Tito auszukommen.
Der Verlust dieser Führungspersönlichkeit
traf Jugoslawien aber nicht unvorbereitet.
Schon seit Beginn der siebziger Jahre hatte
Tito begonnen, in'Staat und Partei Vorkeh-
rungen zu treffen, die darauf gerichtet waren,
dem Lande auch ohne seine Führung innere
und äußere Stabilität zu sichern. Um eine Be-
standsgefährdung des Staates nach Titos Tod
zu vermeiden, wurde ein System gleichbe-
rechtigter Teilhabe aller föderativen Glied-
staaten an der Politikgestaltung erdacht: Die
Kompetenzen des Bundes wurden seit Beginn
der siebziger Jahre rigoros zugunsten der Re-
publiken und Provinzen beschnitten, und
selbst die beim Bund verbliebenen Entschei-
dungen sollen aus der Absprache der födera-
tiven Teileinheiten hervorgehen. Bei wichti-
gen Fragen ist gar der Konsens aller Republi-
ken und der beiden Provinzen erforderlich.
Alle zentralen Machtorgane werden paritä-
tisch aus Repräsentanten der Republiken und
— mit etwas geringerem Vertretungsan-
spruch — der Provinzen zusammengesetzt.

Um die Herausbildung von Machtzentren zu
verhindern, regte Tito zudem ein Jahr vor sei-
nem Tod an, die Führungsposten von Partei
und Staat nur für die Dauer eines Jahres und
nach einem Rotationsverfahren mit Vertre-
tern der Republiken und Provinzen zu beset-
zen.

Der geordnete Übergang vom alten Staats-
und Parteichef zu einem Kollektiv von im
Ausland weithin unbekannten Funktionären
demonstrierte in den Tagen des Mai 1980 der
Welt, daß diese Nachfolgeregelung tragfähig
zu sein schien. Der amerikanischen Politologe
George Zaninovich sah in dem reibungslosen
Wechsel von der Tito- zur Nach-Tito-Ära gar
ein „unique experiment among Communist
Systems" — ein Lehrstück für jene westlichen
Sozialwissenschaftler, die es gewohnt waren,
Jugoslawien nur aus der „internal crisis per-
spective" zu betrachten )• Die lange Krankheit
des Staatschefs hat den
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problemlosen Über-
gang dabei zweifelsohne erleichtert. Der jähr-
liche Wechsel an der Spitze von Partei und
Staat hat die Funktionsfähigkeit des rotieren-
den Führungssystems aber auch über die Zeit
der unmittelbaren Nachfolge hinaus seither
mehrfach bestätigt.

Daß damit aber allenfalls eine Voraussetzung
für die Wahrung von Stabilität geschaffen
war, sollte sich schon bald nach dem Tode
Titos zeigen. Wohl mit Ausnahme der Außen-
politik haben sich seither nämlich beinahe
alle Teilbereiche jugoslawischer Politik als
ausgesprochen krisenanfällig erwiesen.

I. Die Wirtschaftskrise
Nirgends wurde dies so schnell und so nach-
haltig deutlich wie auf wirtschaftlichem Ge-
biet; nirgends zeigte sich aber auch so klar,
daß die gegenwärtige Krise letztlich ein Er-
gebnis der Fehler in der Spätphase der Ära
Titos ist. Relativ günstige Wachstumsraten
von jährlich 5,7% in der zweiten Hälfte der
siebziger Jahre hatten allzu leicht vergessen
lassen, daß diese dynamische Wirtschaftsent-
wicklung auf einer inflatorischen Finanzie-
rung und vor allem auf einer bedenkenlosen
Nutzung ausländischer Kredite aufgebaut

war2). Die ungehemmte Investitionstätigkeit
der siebziger Jahre war aber nicht nur „ge-
borgt", sie erbrachte zudem auch ökonomisch



höchst zweifelhafte Resultate. Regionale
Wirtschaftsinteressen verleiteten nicht selten
zu einer unsinnigen Duplizierung der Kapazi-
täten. Eine niedrige Arbeitsproduktivität und
ungenügende Qualität bei gleichzeitig relativ
hohen Preisen machten jugoslawische Waren
auf dem Hartwährungsmarkt zudem nicht
konkurrenzfähig. Die Exporttätigkeit verla-
gerte sich so zunehmend auf den im
Clearing-Verfahren abgewickelten „Osthan-
del". Der mangelnden Exportfähigkeit trat da-
bei eine nur gering ausgeprägte Exportnei-
gung jugoslawischer Unternehmen zur Seite,
da diese aufgrund der starken Binnennach-
frage den bequemen inneren Markt dem Ex-
portrisiko vorzogen. Bei stetig steigenden Im-
porten aus Hartwährungsländern hatte diese
Exportschwäche die entsprechend fatalen
Folgen für die jugoslawische Leistungsbilanz.
Gastarbeiter-Transferzahlungen und die Ein-
nahmen aus dem Tourismus waren immer we-
niger in der Lage, das durch handelspolitische
Unausgewogenheit gerissene Loch zu stop-
fen. -
Zur verfehlten Wirtschaftspolitik kamen un-
günstige exogene Faktoren wie der Anstieg
der ölpreise und die Zinssprünge auf dem
internationalen Kapitalmarkt. Beide Faktoren
verschärften die negativen Auswirkungen ei-
ner auf externe Mittel angewiesenen Wirt-
schaftsstrategie. Aber auch die zu Beginn der
siebziger Jahre eingeleiteten Reformen des
Selbstverwaltungssystems wirkten sich effi-
zienzmindernd und damit krisenverschärfend
aus. Vor allem die radikale Dezentralisierung
der Unternehmen durch die Schaffung klei-
ner, aber weitgehend autonomer „Grundorga-
nisationen der vereinigten Arbeit'1 innerhalb
der Betriebe erschwerte die unternehmeri-
sche Entscheidungsbildung, zersplitterte das
Betriebskapital und förderte so den durch In-
flation und niedrige Zinsen ohnehin bereits
ausgeprägten Trend zur Fremdfinanzierung
von Investitionen noch zusätzlich.
Die Folge dieser Politik der siebziger Jahre
war eine wachsende Verschuldung des Lan-
des, die zu Beginn dieses Jahrzehnts pro Kopf
sogar die Polens überstieg. Hatten die Aus-
landsschulden 1975 noch bei ,75 Mrd. Dollar
gelegen, so schnellten sie bis
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1984 auf ca.
20 Mrd. Dollar hoch3). Zinsen und Tilgung
werden das Land noch bis mindestens 1990
jährlich mit über 5 Mrd. Dollar belasten; al-
lein der Schuldendienst hat in den vergange-
nen zwei Jahren ca. 60% der jugoslawischen

Deviseneinnahmen geschluckt4). Schon jetzt
zeichnet sich ab, daß auch in diesem Jahr die
notwendigen 5,4 Mrd. Dollar — nach anderen
Angaben gar Mrd. — wohl nicht aufzubrin6 -
gen sein werden5).
Die jugoslawische Regierung reagierte auf die
sich zuspitzende Situation im Herbst 1982 mit
einem rigiden Austerity-Programm, dessen
oberstes Ziel die Erhaltung der Liquidität war.
Mit drastischen Importrestriktionen und ei-
ner verstärkten Exportorientierung wollte
man den Liquiditätsengpass überwinden.
Durch Einschränkung der freien Verfügbar-
keit der Devisenkonten jugoslawischer Bür-
ger sowie durch die (inzwischen wieder auf-
gehobene) Erschwerung von Auslandsreisen
sollte der Devisenabfluß verhindert werden.
Die zeitweilige Rationierung von Benzin, täg-
lich mehrstündige Stromabschaltungen sowie
die Verknappung von Waren des täglichen
Gebrauchs prägten im Winter 1982/83 einen
seit den ersten Nachkriegsjahren in dieser
Weise nicht mehr gekannten Krisenalltag.
Waren diese Maßnahmen als kurzfristig wir-
kendes Krisenmanagement zur Überwindung
der akuten Liquiditätsprobleme und damit
zur Besänftigung der internationalen Gläubi-
ger gedacht, so sollte das im Juli 1983 mit gro-
ßem propagandistischem Aufwand ins Werk
gesetzte „Langfristige Stabilitätsprogramm''
dem schrittweisen Strukturwandel der jugos-
lawischen Wirtschaft hin zu mehr Effizienz
und zu größerer Integration in den Welt-
markt dienen. In einer ersten Phase bis 1986
sollten die Zahlungsbilanz stabilisiert, die
Exportorientierung weiter verstärkt, die Infla-
tion bekämpft sowie die längst überfällige
Überprüfung des Kredit-, Devisen- und Preis-
systems vorgenommen werden. In den darauf-
folgenden Jahren soll dann eine langfristig
wirksame Modernisierung der jugoslawi-
schen Wirtschaft in Angriff genommen wer-
den 6).
Die ergriffenen Maßnahmen zielten nicht zu-
letzt darauf, die internationalen Banken für
weitere Hilfsmaßnahmen zu gewinnen. Nach-
dem schon im März 1983 Banken und Interna-
tionaler Währungsfonds (IWF) mit Finanzhil-
fen und Zahlungsaufschub eingesprungen wa-
ren, kam im März 1984 nach langen und zä-
hen Verhandlungen mit dem IWF ein Finanz-



paket von 3,5 Mrd. Dollar zur Überbrückung
der Liquiditätsprobleme zustande. Auch für
1985/86 wurde den Jugoslawen ein Über-
brückungskredit avisiert7). Anders als in frü-
heren Jahren war man allerdings nurmehr um
den Preis konkreter Auflagen bereit, Jugosla-
wien unter die Arme zu greifen. So verpflich-
tete das IWF-Abkommen die jugoslawische
Regierung zu vier Reformen:
— Abwertung des Dinars um real 25% sowie
eine regelmäßige Anpassung der jugoslawi-
schen Währung an den realen Außenwert,
— Einführung positiver realer Zinsen,
— Aufhebung der administrativen Preisbil-
dung für die Mehrheit der Waren sowie
— Stärkung der Finanzdisziplin der Unter-
nehmen, denen bei Verlusten oder Nichter-
füllung finanzieller Verpflichtungen eine
unterdurchschnittliche Einkommensanhe-
bung verordnet wurde.
Man würde den jugoslawischen Stabilitätsbe-
mühungen nicht gerecht werden, wollte man
ihnen jeglichen Erfolg absprechen. Im ganzen
freilich kann von einem Durchbruch zum Bes-
seren noch keine Rede sein. Positive Effekte
wurden vor allem hinsichtlich einer Verbes-
serung der Leistungsbilanz erreicht, also in
einem Sektor, in dem der größte Erfolgsdruck
gegenüber den westlichen Gläubigern be-
stand. Die 1983 eingeleitete Politik der rigi-
den Importdrosselung und des Exports um je-
den Preis erbrachte erstmals seit 1976 wieder
einen Leistungsbilanzüberschuß8). Das Defizit
im Handel mit Hartwährungsländern, das
1979 die Rekordhöhe von über 6 Mrd. Dollar
erreicht hatte, konnte 1983 auf 1,8 Mrd. Dollar
reduziert werden. Die Deckungsrate der Im-
porte, die 1979 bei nur knapp 50% gelegen
hatte, schnellte auf über 80% hoch. Diese Er-
folge des Jahres 1983 waren jedoch nicht Er-
gebnis eines insgesamt gestiegenen Export-
volumens, sondern gingen zum einen auf eine
Umleitung der Exporte vom Clearing- auf den
Hartwährungssektor zurück; zum anderen
waren sie Ergebnis der ständigen Import-
beschränkungen, mit denen selbst zu Lasten
der einheimischen Produktion die Einfuhren
gedrosselt worden waren.
Die 1983 erzielte Verbesserung der Leistungs-
bilanz setzte sich auch 1984 fort. Im Unter-
schied zu 1983 war das Leistungsbilanzplus
des vergangenen Jahres jedoch ein Ergebnis.

realer Exportsteigerungen von insgesamt 6%.
Von besonderem Wert war dabei die Zu-
nahme des Exports in den konvertiblen Sek-
tor, der um 9% gegenüber 1983 stieg9). Den-
noch blieb dieses Ergebnis weit unter dem
erhofften Zuwachs von 17%. Der Durchbruch
auf dem westlichen Markt gelang somit auch
1984 nicht. Zudem zeigte sich bereits in der
zweiten Jahreshälfte 1984 ein deutlicher
Trend zur Abschwächung der Exportexpan-
sion, so daß zweifelhaft ist, ob das Ergebnis
des Vorjahres zu wiederholen sein wird.
Die Verbesserung der Leistungsbilanz war je-
doch nicht ohne erhebliche negative Begleit-
umstände zu erzielen, denn die bedingungs-
lose Exportoffensive bedeutete zugleich eine
erhebliche Beeinträchtigung der einheimi-
schen Produktion. Der den Jugoslawen aufer-
legte Zwang zur Devisenerwirtschaftung
führte bisweilen zu absurden Ergebnissen. So
wurden im Inland dringend benötigte Roh-
stoffe und Repromaterialien exportiert und
mußten, wie z. B. in der Autoindustrie, an-
schließend wieder teurer importiert werden.
Auch die angestrebte Verbesserung der Wa-
renstruktur bei Exporten konnte nicht er-
reicht werden. Nach wie vor dominieren un-
ter den exportierten Gütern Rohstoffe und
Halbfertigwaren, während Endprodukte nur
schwer abzusetzen sind10).
Neben der Verbesserung der Leistungsbilanz
wird man wohl auch die Steigerung der Indu-
strieproduktion, die 1983 um 1,3% und 1984
um 5,3 % anstieg, als Teilerfolg der bisherigen
Stabilitätsbemühungen werten dürfen11). Bei
Aufrechterhaltung der strikten Begrenzung
der Investitionen, die 1983 um 13% und 1984
um 10% rückläufig waren, dürften einer wei-
teren Steigerung der Industrieproduktion al-
lerdings Grenzen gesetzt sein.
Während die Leistungsbilanzerholung und
die Hebung der Industrieproduktion als posi-
tive Ansätze der jugoslawischen Stabilisie-
rungsbemühungen zu werten sind, ist man in
allen anderen Bereichen des wirtschaftlichen
Lebens unverändert weit von einer Besserung
entfernt. Dies gilt vor allem für die Inflation,
die in den ersten Monaten dieses Jahres auf
ca. 80% angestiegen ist12). Alle von der Regie-
rung ergriffenen Maßnahmen, die sich aller-
dings vorwiegend in administrativ verhäng-



ten Preisstopps erschöpften, haben bislang
keine Wirkung gezeigt. Zum Teil stellten sich
sogar gegenteilige Wirkungen ein, so im De-
zember 1983, als das vorzeitige Bekanntwer-
den eines Preisstopps zu einem erheblichen
Teuerungsschub führte.
Auch die rückläufige Arbeitsproduktivität —
sie zählt zu den niedrigsten in Europa —
konnte nicht gestoppt werden und sank allein
seit 1980 um 4% ). Ursächlich für deren nied13 -
riges Niveau sind zum einen hohe Fehlzeiten
und eine gering ausgeprägte Arbeitsdisziplin.
Zum anderen fällt auch der Lohn als Anreiz
für Produktivitätssteigerungen aufgrund der
hohen Inflation und damit verbundener Real-
lohneinbußen zunehmend aus. Nicht zuletzt
stehen aber auch die trotz Wirtschaftskrise
immer noch recht expansive Beschäftigungs-
politik und eine latente Überbeschäftigung,
insbesondere in der Verwaltung, einer Pro-
duktivitätssteigerung im Wege.
Nach wie vor uneingelöst ist aber vor allem
die im Stabilitätsprogramm angestrebte
Strukturreform der jugoslawischen Wirt-
schaft, die eine Besserung nicht von kurzfri-
stigen „Roßkuren" abhängig macht. So wartet
die beabsichtigte Reform des Planungs-, Kre-
dit- und Devisensystems immer noch auf ihre
Vollendung ). Ihre Ergebnisse bleiben
ebenso abzuwarten wie die im vergangenen
November beschlossenen Erleichterungen für
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ausländische Investoren, die dazu dienen sol-
len, den bislang marginalen Anteil ausländi-
scher Investitionen am Gesamtinvestitionsvo-
lumen (0,6%) zu steigern15). Alle strukturellen
Reformabsichten werden dabei freilich nicht

16) 8 Novosti, Nr. 269, vom 23. Mai 1985, S. 15.
17) Politika vom 25. Oktober 1985, S. 1.
18) NIN, Nr. 1791, vom 28. April 1985, S. 12; Komu-
nist, Nr. 1439, vom 26. Oktober 1984, S. 17.
1)9 Danas, Nr. 164, vom 9. April 1985, S. 21 f„ und
NIN; Nr. 1748, vom 1. Juli 1984, S. 12.

zuletzt durch die sich blockierenden Interes-
sen der Republiken und Provinzen erschwert,
auf die noch näher einzugehen sein wird.

Sowohl die bisherigen Ergebnisse des Sanie-
rungskurses als auch die wenig ausgeprägte
Fähigkeit der politischen Führung zur Ver-
wirklichung der Reformabsichten machen es
daher wenig wahrscheinlich, daß die für das
Jahr 1985 gesteckten Ziele auch tatsächlich
erreicht werden. Ein Wachstum des Bruttoso-
zialprodukts von 3% in diesem Jahr wird von
ausländischen Beobachtern als zu optimi-
stisch angenommen. Auch die avisierte Stei-
gerung der Exporte um 12% scheint nach den
Ergebnissen der ersten drei Monate dieses
Jahres kaum mehr realisierbar. Das Export-
volumen lag insgesamt in diesem Zeitraum
nur um 1 % über dem des vergangenen Jahres.
Im konvertiblen Sektor war die Ausfuhr gar
um 5% geringer16). Die bis 1990 angestrebte
Reduzierung der Auslandsverbindlichkeiten
von auf 16 Mrd Dollar wurde daher selbst
unter den Abgeordneten der Bundesver
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-
sammlung als zweifelhaft angesehen ). In je17 -
dem Fall wird die Erreichung dieses Ziels
ohne die Mitwirkung des Internationalen
Währungsfonds (IWF) kaum zu erreichen
sein. Die jugoslawische Ankündigung, künftig
keine „Diktate" ausländischer Banken und des
IWF mehr zu akzeptieren und statt dessen
auf einem langfristigen Umschuldungsabkom-
men anstelle der mit strikten Auflagen ver-
bundenen jährlichen Vereinbarungen zu be-
harren, dürfte dabei allerdings an der nach
wie vor schwachen Position Jugoslawiens
scheitern.

Die wirtschaftlichen Einbrüche der vergange-
nen Jahre haben zwangsläufig auch zu einer
erheblichen Beeinträchtigung der sozialen
Lage der Bevölkerung geführt. So sank der
Reallohn zwischen 1980 und 1984 um 34% ) .
Der monatliche Lohn deckt mittlerweile al
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lenfalls noch zwei Drittel der Lebenshaltungs-
kosten einer vierköpfigen Familie, — der Rest
wird aus Schwarzarbeit, Devisenreserven
oder Ersparnissen bestritten. Nebenerwerbs-
landwirtschaft oder verwandtschaftliche Be-

1) OECD Economic Survey (Anm. 8), S. 59; Danas,
Nr. 132, vom 28. August 1984, S.22f. (nach NIN,
Nr. 1762, vom 7. Oktober 1984, S. 15 betrug der
Rückgang sogar 6,3%).

) NIN, Nr. 1799, vom 23. Juni 1985, S. 9f.; Danas,
Nr. 167 vom 30. April 1985, S. 25 f.
’) Handelsblatt vom 4. Dezember 1984; NZZ vom

19. Dezember 1984.

II. Die soziale Krise

Ziehungen zum Dorfe sind in vielen Fällen
der einzige Notnagel, der ein Durchstehen
der Krise ohne allzu große Substanzverluste
ermöglicht. 2,5 Millionen Menschen, so bilan-
zierte der „Sozialistische Bund" im Juli 1984,
seien gegenwärtig in die Kategorie der „sozial
gefährdeten" Bürger einzuordnen 19).
Neben den Auswirkungen der Krise auf den
Lebensstandard weitet sich die Arbeitslosig-
keit immer mehr zum dringendsten sozialen
Problem aus. Der Optimismus der frühen
siebziger Jahre, als man sich einen schrittwei-



sen Abbau der Beschäftigungslosigkeit bis zur
Mitte der achtziger Jahre erhoffte, ist längst
von der Realität widerlegt worden. Die Zahl
der Arbeitssuchenden ist vielmehr konstant
gestiegen und hat mit fast 1 Million mittler-
weile eine Quote von 13,1% erreicht. Dabei
wurde in Jugoslawien stets eine Politik des
gezielten Beschäftigungswachstums betrie-
ben. Seit 1970 wuchs die Zahl der Beschäftig-
ten mit 185 000 pro Jahr doppelt so schnell
wie die Erwerbsbevölkerung. Selbst in den
vergangenen Krisenjahren hat man auch bei
unausgelasteten Kapazitäten und ohnehin
niedriger Produktivität die Beschäftigungs-
zahlen weiter gesteigert. Dennoch ließ sich
ein Ansteigen der Arbeitslosenzahlen nicht
verhindern. Hierbei gilt es zudem die erhebli-
chen regionalen Differenzen zu berücksichti-
gen, die von Vollbeschäftigung in Slowenien
bis zu 30% Arbeitslosen in Kosovo reichen.
Bedrohlicher noch als die absolute Zunahme
der Arbeitslosenzahlen ist dabei der Struktur-
wandel innerhalb der Beschäftigungssuchen-
den zu werten, der sich in den vergangenen
zehn bis fünfzehn Jahren vollzogen hat. Drei
Viertel der Arbeitslosen sind heute keine 30
Jahre alt, immer häufiger handelt es sich da-
bei um qualifizierte Kräfte, die erst am An-
fang ihres Berufslebens stehen20).

2) Beispiele für längere Streiks siehe: Politika vom
22. August 1984, S. 6, und 10. September 1984, S. 6.
2) NIN, Nr. 1756, vom 26. August 1984, S. 8, und
Danas, Nr. 167, vom 30. April 1984, S. 13.

Die soziale Aufstiegsmobilität, die für das Ju-
goslawien der sechziger Jahre kennzeichnend
war, ist damit offenkundig an ihre Grenzen
gestoßen. Wie schwer dieses Problem zu be-
wältigen sein wird, geht allein aus der Tatsa-
che hervor, daß die für 1985 angestrebte Stei-
gerung der Beschäftigtenzahlen um 2,5% le-
diglich die nachrückende Generation und die
Quote der aus der Landwirtschaft Drängen-
den absorbieren würde; zu einem Abbau der
Arbeitslosigkeit kann auch sie nicht beitra-
gen. Eine im „Langfristigen Stabilitätspro-
gramm" bis zum Jahre 2000 angestrebte Redu-
zierung der Arbeitslosigkeit „bis nahe an die
Vollbeschäftigung" wird daher wohl nur
schwer zu erreichen sein. Realistischer dürfte
in diesem Zusammenhang die Prognose des
Belgrader „ökonomischen Instituts" sein, die
auch für das . Jahrhundert noch von einem
unbewältigten Beschäftigungsproblem aus
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-
geht21).
Vor dem Hintergrund der sich ständig ver-
schlechternden sozialen Lage der Beschäftig-
ten sind vor allem Streiks als Ausdruck einer

Verschärfung des sozialen Klimas und als
Vorboten politischen Protestes gewertet wor-
den. Eine Analyse der insgesamt eher dürfti-
gen Angaben über Streiks rät hier aber zur
Vorsicht. So hatte es zu Beginn der Krise 1981
mit 174 Streiks laut Belgrader NIN die seit
fünf Jahren niedrigste Zahl an Ausständen
gegeben. In den ersten sechs Monaten des
Jahres 1983 war mit 172 Streiks zweifelsohne
eine bedeutsame Steigerung zu verzeichnen,
doch erhöhte sich deren Zahl 1984 im
gleichen Zeitraum mit 176 nicht mehr nach-
haltig 22). Hinsichtlich der Merkmale der Aus-
stände läßt sich zudem eine signifikante Radi-
kalisierung, etwa verglichen mit den Streiks
der sechziger Jahre, bislang nicht feststellen.
Wie seit eh und je blieb die Zahl der Teilneh-
mer gering und beschränkte sich auf die un-
mittelbar von Mißständen betroffenen Be-
triebe bzw. Betriebsteile. In Kroatien etwa
nahmen in den ersten zwei Monaten des Jah-
res 1984 an 20 Streiks durchschnittlich nur 50
Arbeiter teil23). Auch die Dauer der Streiks
bewegte sich in dem seit den sechziger Jah-
ren bekannten Rahmen. In aller Regel handelt
es sich um Arbeitsniederlegungen, die inner-
halb eines Arbeitstages beigelegt werden24).
Die Ursachen der Streiks freilich spiegeln die
Auswirkungen der Krise deutlich wider: ver-
zögerte Lohnzahlungen oder Einschränkun-
gen des Einkommens infolge betrieblicher Li-
quiditätsprobleme, häufig aber auch eine ver-
fehlte Informationspolitik gegenüber den Be-
schäftigten sind die häufigsten Anlässe für
die Einstellung der Arbeit. Gemessen an den
gravierenden sozialen Folgen der Krise
scheint aber eher das immer noch relativ ge-
ringe Maß an Streiks erklärungsbedürftig zu
sein, als daß man bereits von einer radikaler
werdenden Protestbewegung unter den Ar-
beitern sprechen könnte. Selbst der Vorsit-
zende des jugoslawischen Gewerkschaftsbun-
des, Duan Bogdanov, zeigte sich beinahe ver-
wundert darüber, wie wenig gestreikt würde.
Daß dies keinen Wechsel auf die Zukunft dar-
stellt, ist aber auch Partei, Regierung und Ge-
werkschaften klar. Das Vorstandsmitglied des
kroatischen Gewerkschaftsverbandes Ivan
Bildandiija mochte denn auch bei anhalten-
der Verschlechterung der wirtschaftlichen
Lage die Möglichkeit sozialen Unfriedens
nicht mehr ausschließen25).



III. Die Krise des politischen Systems

Die Krisenerscheinungen beschränken sich
nicht auf den wirtschaftlichen und sozialen
Sektor allein. Auch in Jugoslawien wird mitt-
lerweile nicht mehr bestritten, daß auch das
politische System eine ganze Reihe von kor-
rekturbedürftigen Fehlentwicklungen auf-
weist, die zum Teil für die wirtschaftlichen
Schwächen mitverantwortlich sind. Ähnlich
wie bei der wirtschaftlichen Entwicklung ver-
weisen auch die Schwachstellen im Selbstver-
waltungssystem dabei letztlich auf die frühen
siebziger Jahre, also auf die Spät-Phase der
Ära Tito. Um die unmittelbaren Entschei-
dungskompetenzen der Arbeiter zu stärken,
hatte man damals damit begonnen, die Be-
triebe in überschaubare, autonome betriebli-
che Teileinheiten, sogenannte „Grundorgani-
sationen der vereinigten Arbeit“ (GOVA), auf-
zugliedern. Das Gesamtunternehmen wurde
demgegenüber auf einen mehr oder weniger
lockeren Verbund selbständiger Grundorga-
nisationen reduziert Im bis dahin nur wenig
in das Selbstverwaltungssystem einbezoge-
nen „öffentlichen Dienst" wurden die so-
genannten Selbstverwaltungsinteressenge-
meinschaften ausgebaut, in denen die im
Dienstleistungssektor Beschäftigten und die
diese Dienstleistungen nutzenden Bürger Fi-
nanzierung und Leistungsangebot selbständig
und ohne staatliche Intervention regeln soll-
ten.
Die beabsichtigten demokratisierenden Ef-
fekte dieser Reformen blieben allerdings
weitgehend aus. Während die Einführung der
GOVA den faktischen Einfluß der Arbeiter
und des Arbeiterrates auf die betrieblichen
Entscheidungen nicht grundlegend gefördert
hat26), verleitete die extreme Dezentralisie-
rung der Unternehmensstruktur zu einer Auf-
splitterung der betrieblichen Entscheidungs-
findung, die sich auf deren Effizienz ausge-
sprochen negativ auswirkte. Jede „Grundorga-
nisation", so die Erfahrung, neigt dazu, sich
gegenüber anderen abzuschotten, produziert
eine Vielzahl an Funktionären und Verwal-
tungsapparaten und ist in der notwendigen
Abstimmung mit anderen „Grundorganisatio-
nen" auf langwierige Koordinationsprozesse
angewiesen. Auch mit dem Ausbau der
»Selbstverwaltungsinteressengemeinschaften“
hat man hinsichtlich einer größeren Mitwir-
kung der Betroffenen nur wenig gewonnen,

26) Vgl. z.

dafür aber eine Vielzahl an effektivitätshem-
menden Entwicklungen eingetauscht. Interes-
sengemeinschaften wurden in einem Ausmaß
gegründet, das häufig rationeller Ressourcen-
verwendung widersprach. Beide Reformen,
die GOVA und die Interessengemeinschaften,
mochten zwar vom Standpunkt des Selbstver-
waltungsgedankens aus bestechend erschei-
nen, waren jedoch in der Praxis nur um den
Preis erheblicher Effizienzverluste am Leben
zu erhalten.

Als unliebsame Folge der Reformen der sieb-
ziger Jahre erwies sich zudem immer deutli- •
eher, was gegenwärtig in Jugoslawien unter
dem Schlagwort des „übertriebenen Normati-
vismus" kritisiert wird. In der Tat verlangt die
Koordinierung der einzelnen dezentralen
Selbstverwaltungseinheiten mittels soge-
nannter Selbstverwaltungsabkommen eine
Fülle an gesetzlichen Vorschriften und forma-
len Prozeduren, für die, wie der Belgrader Po-
litologe Radivoje MarinkoviC kritisierte,

.„mehr Zeit und Energie aufgewendet werden
muß als auf die wirklichen Probleme"27).
Hinzu kommt, daß viele dieser mühsam ge-
schlossenen Abkommen zwischen Selbstver-
waltungseinheiten in der Praxis nur ungenü-
gend eingehalten werden, strittige Fragen
ausklammern oder auf weitere zeitintensive
Koordinierungsverhandlungen vertagen.

Seine wohl problematischsten Auswirkungen
hat das Prinzip einer auf Konsensbildung von
autonomen Teileinheiten beruhenden Ent-
scheidungsbildung dort gezeigt, wo es zu-
gleich am sensibelsten ist — auf der föderati-
ven Ebene. Die 1971 als Stabilisierungsbeitrag
für die Zeit nach Tito eingeleitete radikale
Föderalisierung hat, so unverzichtbar sie im
Prinzip für den Vielvölkerstaat auch ist, in der
Praxis letztlich in vielerlei Hinsicht kontra-
produktiv gewirkt. Der Grundsatz der Ab-
sprachen und des Konsenses zwischen den
Republiken und Provinzen bei allen wichtigen
bundespolitischen Entscheidungen hat eine
Eigendynamik entwickelt, die eine einheitli-
che und zügige Bundespolitik vielfach behin-
dert, ja in einigen Fällen sogar verhindert hat.
Wichtige Beschlüsse wie beispielsweise im
Falle der Devisenverteilung wurden aufgrund
von Abstimmungsproblemen zwischen Bund,
Republiken und Provinzen gar nicht oder zu
spät verabschiedet, andere kamen nur als vor-

27)



läufige Verordnungen zustande oder waren
das Ergebnis von mühsam errungenen, in der
Sache wenig nützlichen Kompromissen28). In
diesem Zusammenhang betonte der serbische
Politiker Dragoslav Markovic auf der 14. ZK-
Sitzung im Oktober 1984, daß die Pflicht zum
Konsens aller Gliedstaaten von einem guten
Prinzip für bestimmte Fragen zum Entschei-
dungsprinzip für beinahe alle Fragen und je-
des Gremium überdehnt worden sei ).29

3) Vgl. mit weiteren Belegen W. Höpken, Party
Monopoly and Political Change: The LCY since
Titos Death, in: P. Ramet (Ed.), Yugoslavia in the
80th, Boulder (Col.) 1985.
32) CK SKJ, Predsednitvo, Ostvarivanje vodece
uloge SKJ u drustvu i jaCanje idejnog i akcionog
jedinstva, Belgrad 1984, S. V—VII.
33) Borba vom 26. November 1984, S. 3, und Politika
vom 18. Oktober 1984, S. 6.

Möglichkeiten zur Blockade bundespoliti-
scher Entscheidungen ergeben sich den Re-
publiken und Provinzen dabei nicht nur über
den als föderatives Vertretungsorgan fungie-
renden „Rat der Republiken und Provinzen"
des Bundesparlaments. Der ebenfalls nach
Republikenproporz gebildete „Bundesrat" du-
pliziert diesen Einfluß der Gliedstaaten noch,
denn auch die Abgeordneten dieser zweiten
Kammer des Bundesparlaments tendieren
ebenso wie die Abgeordneten des Republi-
ken-Rates dazu, sich in erster Linie als Reprä-
sentanten „ihrer" Republik bzw. Provinz zu
verstehen. Gegen diese Einflußmöglichkeiten
der Republiken und Provinzen auf die Bun-
despolitik haben sich weder das ebenfalls pa-
ritätisch besetzte kollektive Staatspräsidium
mit seinem jährlich wechselnden Vorsitzen-
den noch die Bundesregierung als richtungs-
weisendes und zugleich integrierendes Organ
behaupten können30).

Die Gefahr der Handlungsunfähigkeit als
Folge der Verselbständigung der Republiken
und Provinzen zeigte sich aber nicht nur auf
der staatlichen Ebene, auch für die Partei ist
eine ähnliche Entwicklung unübersehbar. So
wurde insbesondere der von Tito zu Beginn
der siebziger Jahre durch rigide „Säuberun-
gen“ vor allem in Kroatien und Serbien erneu-
erte Imperativ des Demokratischen Zentralis-
mus seit dem Tode des charismatischen Par-
teiführers zunehmend durch zentrifugale
Tendenzen neutralisiert. Nirgends zeigte sich
dies in den vergangenen Jahren deutlicher
als bei der Bekämpfung der Wirtschaftskrise.
Obwohl das 9. Plenum des Zentralkomitees
im Sommer 1983 das „Langfristige Stabililtäts-
Programm“ angenommen und alle Parteiorga-
nisationen zur konsequenten Realisierung
aufgerufen hatte, sind seither die Klagen über
dessen schleppende Verwirklichung nicht

verstummt31)- „Einheitlich gefaßte Beschlüsse
auf Landesebene“, so resümiert ein Bericht
des Parteivorstandes vom Juni 1984 den ge-
genwärtigen Zustand der Partei, „werden nur
halbherzig ausgeführt, und zumeist auch nur
das, was einer bestimmten Region momentan
gerade entspricht.. .).32

Ein zweiter Bereich, in dem divergierende
Republik-Interessen gegenwärtig gemein-
same Beschlüsse der Partei erschweren, ist
die Frage einer Reform des politischen Sy-
stems. Als strittig erwies sich dabei vor allem,
wie weit eventuelle Änderungen am politi-
schen System zu gehen hätten. Schon bald
begann die Presse, die sogenannten „ustav-
nobranitelji“ — die „Verfassungsverteidiger"
— jenen gegenüberzustellen, die auch zu Ein-
griffen in die institutionelle und verfassungs-
rechtliche Struktur des Systems bereit waren.
Zum Vorreiter von Änderungen machte sich
dabei insbesondere die serbische Parteifüh-
rung. Ihre Intentionen laufen vor allem auf
vier Ziele hinaus:
1. Änderungen an der Unternehmensstruktur,
mit denen die 1971 eingeleitete Atomisierung
der Betriebe in mehrere GOVA wieder zu-
gunsten größerer Kompetenzen der gesamt-
betrieblichen Organe abgebaut werden soll.
2. Das auf Titos Initiative hin eingeführte ein-
jährige Mandat für Spitzenpositionen soll
durch eine längere, zwei- bis vierjährige
Amtszeit ersetzt werden.
3. Das in der Föderation praktizierte Konsens-
prinzip soll auf wirkliche Schlüsselfragen be-
schränkt werden, um eine Blockade bundes-
politischer Entscheidungen zu vermeiden ).33

4. Für das meiste Aufsehen sorgten Überle-
gungen, die auf eine Stärkung der Kompeten-
zen der Republik Serbien gegenüber den bei-
den ihrem Territorium inkorporierten Provin-
zen Kosovo und Vojvodina hinausliefen, da
diese sich in serbischen Augen zu weit von
Serbien entfernt und praktisch zu eigenstän-
digen Republiken entwickelt haben.
Angesichts des zuletzt genannten Vorschlags
kann es nicht verwundern, daß Kritik an den 
serbischen Ideen vor allem aus den beiden
genannten Provinzen kommt. Beide mochten
den Vorwurf des „autonomatvo" — des über-
triebenen Autonomiestrebens der Provin-



zen—, wie er in einer für jugoslawische Dis-
kussionen typischen Wortschöpfung genannt
worden ist, nicht gelten lassen und machten
unmißverständlich klar, daß sie zu einer Be-
schneidung des Status quo zu Lasten der Pro-
vinzen nicht bereit seien34). Zwar wurden die
unterschiedlichen Auffassungen mittlerweile
hinter verschwommenen gemeinsamen Be-
schlüssen verdeckt, in denen einerseits die
Stellung der Provinzen bestätigt und anderer-
seits aber mehr „Gemeinsamkeiten“ von Re-
publik und Provinzen gefordert werden, die
Differenzen sind damit freilich nur aufgescho-
ben, nicht aber aufgehoben35).

Aber auch in anderen Republiken sind die
serbischen Intentionen nur auf wenig Gegen-

liebe gestoßen. Zu sehr befürchtet man eine
Renaissance des seit Mitte der sechziger
Jahre mühsam abgebauten serbischen Vor-
machtsanspruchs. Vor allem slowenische Ver-
treter wandten sich gegen allzu weitgehende
Reformabsichten. Der slowenische Partei-
funktionär Andrej Marine sprach sich sogar
dafür aus, die Diskussionen über eine Reform
des politischen Systems künftig nicht mehr
öffentlich zu führen, da dies lediglich zu einer
„politischen Krise" führen könne36). Aber auch
in Kroatien zeigt man sich gegenüber allzu
weitgehenden Vorschlägen überaus reser-
viert37). Eine grundlegende Reform des politi-
schen Systems, die über graduelle Modifika-
tionen hinausgeht, dürfte somit gegenwärtig
nicht konsensfähig sein.

IV. Unverändert aktuell: die nationale Frage

Auch der seit jeher virulenteste Krisenfaktor
des jugoslawischen Staates, die nationale Fra-
ge, zeigte die ersten Jahre nach Tito neue
Eruptionen. Am meisten gilt dies sicherlich
für die mehrheitlich von Albanern bewohnte
Provinz Kosovo. Ausgehend von Studenten-
demonstrationen, kam es hier im Frühjahr
1981 zu Unruhen, die nur durch den massiven
Einsatz von Polizei und Militär zu befrieden
waren38). Die Provinz mußte zeitweilig unter
Ausnahmezustand gestellt werden; von offi-
zieller Seite wurden neun Tote gemeldet, an-
dere Schätzungen liegen weit höher39).
Die Unruhen vom Frühjahr 1981 waren das
vorerst letzte Kettenglied in einer ganzen
Reihe von Demonstrationen und Unruhen,
die diese Region seit Kriegsende erfaßt ha-
ben. Will man deren tiefere Ursachen verste-
hen, gebietet es sich, einen Blick auf die sozia-
len und ökonomischen Probleme des .Armen-
hauses Jugoslawiens" zu werfen.
Bis Mitte der sechziger Jahre war die Provinz
Kosovo eine von Belgrad vernachlässigte Re-

gion; ihre albanische Bevölkerungsmehrheit
lebte im Zustand mehr oder weniger offener
politischer, kultureller und sozialer Diskrimi-
nierung40). Erst nach dem nationalitäten-poli-
tischen Kurswechsel im Gefolge des Ranko-
vi-Sturzes 1966 wurde eine Wende zum Bes-
seren eingeleitet. Insbesondere die siebziger
Jahre standen im Zeichen einer politischen
Aufwertung der Provinz, der kulturellen und
nationalen Entfaltung der albanischen Bevöl-
kerung und einer wirtschaftlichen Förderung
dieser so lange vergessenen Region. Schritt-
weise wurde die Stellung der Provinz Kosovo
ausgebaut und ihre Kompetenzen denen der
Republiken angenähert. Allerdings blieb ihr
die den Republiken eigene Staatlichkeit und
damit auch das Recht auf Sezession versagt.
Die politische Führung der Provinz ging in
die Hände einer albanischen Elite über, die
unter der Führung des damaligen Parteichefs
Mahmut Bakalli in den siebziger Jahren eine
geschickte Politik der Maximierung der
Autonomie Kosovos von Serbien und der
Stärkung der Position der Provinz innerhalb
der jugoslawischen Föderation betrieb, ohne
dies jedoch mit der Forderung nach einem
Republik-Status zu verbinden. Alle Organe
wurden zunehmend entsprechend des Bevöl-
kerungsanteils mit Albanern und Serben be-
setzt41).
Erhebliche Anstrengungen wurden zudem
unternommen, um die Benachteiligung alba-



nischer Jugendlicher im Bildungsbereich ab-
zubauen. Die Zahl der albanischen Mittel-
schüler wurde so im Laufe der siebziger Jahre
ebenso der Bevölkerungsverteilung angenä-
hert wie die Zahl der Studenten. Bei letzteren
setzte gar eine unkontrollierte Explosion ein,
die die neu gegründete Universität Priätina
innerhalb weniger Jahre zur relativ größten
Universität des Landes werden ließ. Der for-
cierte Ausbau des Hochschulwesens im Ko-
sovo hatte dabei eine doppelte Funktion: Zum
einen sollte er das Problem der Jugendar-
beitslosigkeit mildern helfen, zum zweiten
diente er aber auch als ein von der politi-
schen Führung der Region gepflegtes Status-
Symbol wachsender nationaler albanischer
Eigenständigkeit. Umgekehrt ließen freilich
auch Funktionäre aus dem Bund keine Gele-
genheit aus, den Bildungsboom im Kosovo als
Beleg für eine großzügige Entwicklungshilfe
ins Feld zu führen. Der hohe nationalitäten-
politische Stellenwert des Universitätsaus-
baus wird nicht zuletzt aus dem Umstand er-
kennbar, daß der überwiegende Teil der Stu-
denten in geistes- oder sozialwissenschaftli-
chen Fächern, häufig in albanischer Ge-
schichte oder Literatur, immatrikuliert
war ).42

Eine derartige einseitige fachliche Ausrich-
tung, die relativ geringe Mobilität albanischer
Jugendlicher, häufig aber auch mangelhafte
serbokroatische Sprachkenntnisse machten
Absolventen der Universität Priätina jedoch
außerhalb des Kosovo kaum einsetzbar. Dabei
zeigte sich die schwach entwickelte Wirt-
schaft der Provinz selbst nicht in der Lage, die
stetig wachsende Zahl von Hochschulabsol-
venten aufzunehmen. Der Boom höherer
Schulausbildung trug so zwar zum Abbau na-
tionaler Diskriminierung bei, konnte jedoch
für eine Vielzahl von Jugendlichen das Pro-
blem sozialer Perspektivlosigkeit nicht lösen.
Schüler und Studenten wurden denn auch
zum „Kerntrupp" des Protestes des Jahres
1981.
Hinsichtlich der Beseitigung des im Kosovo
besonders schweren Erbes des Analphabetis-
mus konnten nur Teilerfolge erreicht werden.
Zwar gelang es, die Zahl der Analphabeten
erheblich zu reduzieren, so daß fehlende
Lese- und Schreibfähigkeit heute vornehm-
lich ein Problem der älteren Generation dar-
stellen, aber dessenungeachtet nimmt der Ko-
sovo in dieser Beziehung nach wie Vor nicht
nur insgesamt, sondern auch unter den Ju-

gendlichen sowie den 20- bis 34jährigen den
vordersten Rang unter den jugoslawischen
Republiken und Provinzen ein.
Als weitgehend gescheitert müssen dem-
gegenüber die Bemühungen um einen ökono-
mischen Anschluß Kosovos an den jugoslawi-
schen Durchschnitt gewertet werden, denn
trotz erheblicher Anstrengungen wuchs der
Abstand zu den übrigen Regionen Jugosla-
wiens kontinuierlich. Hatte Kosovo noch zu
Beginn der fünfziger Jahre gut 50% des jugo-
slawischen Gesellschaftsproduktes erreicht,
so betrug der Anteil zu Beginn der achtziger
Jahre lediglich ein Drittel432 ). Die Arbeits-
losenquote stieg auf ca. 30% an. Auch nach
jugoslawischen Schätzungen muß jedoch über
die offiziell gemeldeten ca. 70 000 Beschäfti-
gungssuchenden hinaus von bis zu 200 000
faktisch Arbeitslosen ausgegangen werden ).
Fast die Hälfte der registrierten Arbeits
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-
suchenden ist unter 25 Jahre alt, 73% unter 30
Jahre. Erschwerend kommt hinzu, daß entge-
gen allen Bemühungen die Beschäftigungs-
quote der Albaner unverändert unter ihrem
Bevölkerungsanteil liegt, während Serben
doppelt so häufig unter den Beschäftigten zu
finden sind, wie ihr Anteil an der Bevölke-
rung ausmacht45).

Vgl. Stabilitätsprogramm (Anm. 6), Bd. III, S. 185.
4) NIN, Nr. 1589, vom 14. Juni 1981, S. 20.
4) NIN, Nr. 1597, vom 9. August 1981, S. 2.
46) Slubeni List SFRJ, Nr. 74, vom 31. Dezember
1980, Art. 1; 14. sednica SK, Srbije, S. 14f.

Anders noch als in den sechziger Jahren wird
man diese prekäre Situation Kosovos kaum
mehr dem mangelnden Willen zur Unterstüt-
zung der Provinz zuschreiben dürfen, denn
von den im Planjahrfünft 1981 bis 1985 vorge-
sehenen 1,83% des jugoslawischen Gesell-
schaftsproduktes zur Förderung der unterent-
wickelten Regionen entfielen 42,6% auf den
Kosovo; 1961 bis 1965 hatte dieser Anteil
noch bei nur 20,8% gelegen46). Daß derartige
Hilfsmaßnahmen aber dennoch nicht zum ge-
wünschten Erfolg führten und der Provinz
keine soziale und ökonomische Entwicklung
ermöglichten, die nationale Eruptionen ver-
hindern helfen konnte, liegt ebenso an sub-
jektiven politischen Fehlern wie an kurz-
oder mittelfristig kaum zu behebenden Struk-
turproblemen der Provinz. Zum einen erwies
sich deren Investitionsquote, die stets unter
dem jugoslawischen Durchschnitt lag, als zu
niedrig, um das ambitionierte Ziel des „Einho-
lens" der anderen Regionen zu erreichen.
Zum zweiten wurden die aufgewendeten In-
vestitionen zum überwiegenden Teil in kapi-
talintensive Basisindustrien gesteckt. Damit
nutzte man zwar die reichen natürlichen Re-



serven der Provinz, erzielte aber nur relativ
geringe beschäftigungspolitische Effekte47).
Die verarbeitende Industrie und vor allem die
Landwirtschaft wurden hingegen vernachläs-
sigt. Als dritter, die Effizienz der aufgewende-
ten Förderungsmittel einschränkender Faktor
ist die Bevölkerungsentwicklung der Provinz
zu nennen. Kosovo hat die höchste Geburten-
rate Jugoslawiens und eine der höchsten Eu-
ropas. Allein zwischen 1971 und 1981 ver-
mehrte sich die Bevölkerung um ein Drittel.
Langfristige demographische Prognosen sa-
gen bis zur Jahrtausendwende eine Zunahme
um eine weitere Million voraus, so daß mit ca.
2,5 Millionen Einwohnern die Provinz dann
über mehr Einwohner verfügen wird als die
Republiken Montenegro, Slowenien, Mazedo-
nien und die Provinz Vojvodina48). Das in al-
len nationalen Auseinandersetzungen zu ver-
.nehmende Argument der Bevölkerungsstärke
für die Umwandlung der Provinz in eine ei-
gene Republik dürfte damit immer stärkeres
Gewicht erhalten.
Berücksichtigt man, daß infolge der Wirt-
schaftskrise die Möglichkeiten der Entwick-
lungsförderung ohnehin zunehmend begrenzt
sind, dann dürfte eine spürbare Verbesserung
der Lage im Kosovo mittelfristig kaum zu er-
reichen sein. Die Verluste der Unternehmen
im Kosovo haben denn auch in den achtziger
Jahren Rekordhöhen erreicht, die Produktivi-
tät liegt noch weit unter dem ohnehin niedri-
gen jugoslawischen Durchschnitt, die erhoff-
ten Wachstumsraten konnten ebenfalls nicht
erreicht werden. Somit bleibt das soziale und
ökonomische Potential für nationale Kon-
flikte unverändert erhalten, wobei das häufig
verwendete Argument, den Albanern im
Kosovo gehe es letztlich trotz der Rückstän-
digkeit der Region um vieles besser als den
Landsleuten in Albanien, auch wenn diese
Feststellung unverändert richtig bleibt, zu-
nehmend an Überzeugungskraft verlieren
dürfte.
Die ausschließliche Interpretation der Unru-
hen des Jahres 1981 als „direct result of the
past injustices perpetuated against ethnic
Albanians in Yugoslavia, their political and
economic exploitation, cultural oppression
and discrimination and the increasing inequa-
lities of economic development between Al-
banian inhabitated territories and the rest of
the country"49) greift indes trotz der unzwei-



Partei eingedrungen war52). So blieb es denn
auch nicht bei der Absetzung des damaligen
Parteichefs Bakalli und anderer Spitzenfunk-
tionäre. Bereits in den ersten acht Monaten
nach den Unruhen wurden über 1 000 Mit-
glieder aus der Partei ausgeschlossen oder
aus den Mitgliedslisten gestrichen53). Ähnli-
che „Differenzierungen“ gab es auch in Betrie-
ben und staatlichen Organen. Allein an der
Universität Priätina, der „Festung des Natio-
nalismus“ (so die Belgrader .Politika), wurden
365 der insgesamt 3 500 Parteimitglieder we-
gen „Passivität“ und 19 wegen Teilnahme an
Demonstrationen ausgeschlossen54). Mittler-
weile regt sich freilich selbst unter den des
Nationalismus unverdächtigen albanischen
Funktionären Widerstand, dem vor allem von
serbischer Seite ausgehenden Druck zu noch
„konsequenterer Differenzierung" weiter
nachzugeben. *

5)6 Vgl. das Interview mit Asem Vllasi, in: Danas,
Nr. 152, vom 15. Januar 1985, S. 13.
57) Beispiele in NIN, Nr. 1712, vom 23. Oktober
1983, S. 8—10.
58) NIN, Nr. 1658, vom 10. Oktober 1982, S. 16 f.
”) Zuletzt in diesem Sinne in: NIN, Nr. 1800, vom
30. Juni 1985, S. 9f.
60) Politika vom 12. September 1984, S. 7.

Bereits unmittelbar nach den Unruhen hatte
die serbische Regierung zu erkennen gege-
ben, daß sie die Krise zum Anlaß nehmen
wollte, um Kompetenzen der Republik gegen-
über den Provinzen wiederzuerlangen, die ihr
im Zuge der Autonomisierung Kosovos in
den siebziger Jahren verlorengegangen wa-
ren. So wurde beispielsweise darüber disku-
tiert, den Albanern das Recht zu entziehen,
ihre mit der des Staates Albanien identische
Nationalflagge öffentlich zu zeigen55). Derar-
tige Überlegungen zeugen freilich nicht nur
von mangelnder Sensibilität gegenüber dem
Nationalbewußtsein der Albaner, sondern
machen auch deutlich, wie politisch hilflos die
serbische Führung letztlich dem Problem der
Beilegung der Krise gegenübersteht.

Von größerer Tragweite sind allerdings die
bereits erwähnten Versuche Serbiens, den
Autonomiestatus der beiden Provinzen Ko-
sovo und Vojvodina zu beschneiden. Der er-
hebliche Widerstand gegen diese Intentio-
nen, nicht nur in der Vojvodina, sondern ins-
besondere auch im Kosovo, zeigt, daß selbst
jene albanischen Funktionäre, die sich tat-
kräftig an der Niederschlagung der Unruhe
und an der „Differenzierung“ beteiligten und
nun den schwierigen Prozeß der „Normalisie-
rung" zu tragen haben, nicht bereit sind, sich
zum Werkzeug serbischer Politik machen zu
lassen und eine substantielle Verschlechte-

rung der Stellung der Provinzen hinzuneh-
men56).
Die ergriffenen Maßnahmen, von der straf-
rechtlichen Verfolgung bis hin zu den Versu-
chen, die Rechte der Provinzen zu beschrän-
ken, haben verständlicherweise nicht dazu
beitragen können, das nationalitätenpoliti-
sche Klima im Kosovo zu verbessern. Offene
Ausbrüche der Unzufriedenheit ’ sind zwar
aufgrund der sicherheitspolitischen Kontrolle
der Region seltener geworden, die Aktivität
„nationalistischer" und irredentistischer Grup-
pen“ aber ist bis heute nicht verschwunden.
Noch folgenreicher sind jedoch die Auswir-
kungen auf das Zusammenleben der albani-
schen Mehrheit und der serbischen Minder-
heit, die sich in einer zunehmenden Distanz
im täglichen Umgang und in latenter Feindse-
ligkeit äußern57). Deutlicher Ausdruck der ge-
störten zwischennationalen Beziehungen ist
die zunehmende Abwanderung von Serben
aus dem Kosovo. Ihre Zahl (ähnliches gilt für
die kleine Zahl der Montenegriner) hat sich
absolut von 1971 (228 264) auf 1981 (209 792)
um 8 % verringert. Allein seit den Unruhen
sollen über 20 000 Serben die Region verlas-
sen haben.
Der Tatbestand der Abwanderung ist somit
kaum zu bestreiten, doch sind die Motive um-
stritten, die viele Serben zum Verlassen ihrer
Heimatprovinz bewegen. Presse und Partei in
Serbien haben die Migration bislang aus-
schließlich auf psychischen und physischen
Druck albanischer Nationalisten zurückge-
führt, der das Leben für die Serben in der Pro-
vinz unerträglich mache58). Albanische Funk-
tionäre hingegen haben verständlicherweise
davor gewarnt, jeden Fall von Abwanderung
als Ergebnis nationalistischer Aktivitäten hin-
zustellen, da es letztlich vor allem die schwie-
rige ökonomische Situation der Provinz sei,
die viele Serben zum Aufbruch veranlasse59).
In der Tat sind pull- und push-Faktoren der
Abwanderung wohl kaum sauber zu trennen.
Daß aber auch direkte Pressionen gegen ser-
bische Familien — Beleidigungen, Übergriffe
auf Haus, Hof oder gar Personen, Schändung
serbischer Gräber — eine nicht unerhebliche
Rolle gespielt haben, scheint festzustehen60).
Angesichts der immer ungünstiger verlaufen-
den ökonomischen Entwicklung der Provinz



und der sich nicht zum Besseren neigenden
nationalen Beziehungen dürfte jeder Versuch,
das serbische Element im Kosovo zu stabili-
sieren, wenig Aussicht auf Erfolg haben. Die
von den Demonstranten aufgestellte Forde-
rung nach einem „ethnisch reinen Kosovo"
wird damit mittelfristig zwangsläufig Wirk-
lichkeit werden.
Die Auseinandersetzungen im und um Ko-
sovo haben die Tatsache in den Hintergrund
gedrängt, daß auch andere nationalitätenpoli-
tische Brennpunkte Jugoslawiens nach wie
vor existent sind. Dies gilt zum einen für die
„klassische" nationalitätenpolitische Konflikt-
zone Kroatien. Zwar sind seit der letzten
Eruption in Gestalt der „kroatischen Krise“
1971, die Tito zur Auswechselung der dorti-
gen Führung veranlaßte, nur noch Einzelfälle
„kroatischen Nationalismus“ zu verzeichnen
gewesen. Gerade in jüngster Zeit aber hat die
kroatische Parteiführung ihre Angriffe auf ei-
nen vermeindlich klerikal unterstützten Na-
tionalismus verschärft. Anlaß hierfür boten
vereinzelte Erscheinungen jugendlichen Na-
tionalismus vor allem in Zagreb und einigen
dalmatinischen Städten, die sich in der Ver-
breitung von Symbolen und in dem Absingen
von Liedern äußerten, die als nationalistisch
gelten61).
In der Republik Bosnien-Hercegovina sind als
nationalistisch eingestufte Erscheinungen
bisweilen aus der in jüngster Zeit zu beobach-
tenden „Renaissance" des Islam erwachsen. So
trat beispielsweise eine Gruppe „Junger Mus-
lime" mit der Forderung nach einer „Islamisie-
rung“ Bosniens an die Öffentlichkeit, was die-
ser nicht nur den Vorwurf des Nationalismus

und religiösen „Fundamentalismus" einbrach-
te, sondern auch strafrechtliche Konsequen-
zen nach sich zog62).
Im Unterschied zu den Ereignissen im Ko-
sovo handelt es sich jedoch bei keiner der
zuletzt genannten Erscheinungen um wirkli-
che Massenbewegungen. Gleichwohl deuten
auch sie an, daß in Zeiten einer sozialen und
ökonomischen Krise die offiziellen politi-
schen Werte an Attraktivität verlieren und
nationale Bindungen offenkundig immer noch
Fluchtpunkte darstellen. So ergab eine Um-
frage in Split, daß nationalistische Syndrome
unter Jugendlichen im Vergleich mit den spä-
ten sechziger Jahren deutlich zugenommen
haben63). Hingegen fällt es der Partei immer
schwerer, unter den Jugendlichen weiteren
Anhang zu gewinnen. Während Jugendliche
in den siebziger Jahren noch drei Viertel der
Neu-Mitglieder stellten, hat sich der Zustrom
dieser Gruppe in die Partei seit etwa 1982
deutlich abgeschwächt64). Die integrativen In-
tentionen der jugoslawischen Nationalitäten-
politik, die sich durch einen weit gefaßten Fö-
deralismus um eine Neutralisierung des be-
stehenden Konfliktpotentials bemüht hat, ha-
ben sich somit gegen die Vitalität nationalisti-
scher Bindungen bislang noch nicht durchset-
zen können. Von einem Scheitern der jugosla-
wischen Nationalitätenpolitik zu sprechen,
wäre aber dennoch verfehlt. Vielmehr zeigt
sich, daß die Sprengkraft der nationalen Frage
auch von rational begründeten staatsrechtli-
chen Konzeptionen nicht zu neutralisieren
ist, wenn die sozialen und ökonomischen Ur-
sachen von Nationalismus nicht gleichzeitig
beseitigt werden können.

V, Außenpolitik im Zeichen der Kontinuität
Der wohl einzige nach dem Tode Titos von
krisenhaften Erschütterungen freigebliebene
Teilbereich jugoslawischer Politik ist der au-
ßenpolitische. Ungemindert blieben die Op-
tionen des Landes für eine uneingeschränkt
blockfreie Politik gewahrt und nichts deutet
gegenwärtig auf eine Änderung dieses Um-
stands hin. Allerdings hat die Außenpolitik
seit dem Verlust der internationalen Renom-
mier-Figur Tito insgesamt deutlich an Ge-
wicht verloren.
Innerhalb der blockfreien Bewegung war es
noch Tito selbst gewesen, der auf der 6. Kon-
ferenz von Havanna 1979 den kubanischen
Versuch einer Instrumentalisierung der

Blockfreien zugunsten des sozialistischen La-
gers verhindert hatte. Gegen die kubanische
These vom sozialistischen Lager als dem „na-
türlichen Verbündeten" der Blockfreien hatte
er auf den „originären Prinzipien" der Block-
freiheit, d. h. ihrer prinzipiellen Unabhängig-
keit von beiden Blöcken, beharrt65). Die 1979
mit einem zwar einstimmig angenommenen,
im Inhalt aber eher unverbindlichen Schluß-
kommunique überdeckten Meinungsver-
schiedenheiten blieben aber auch nach Ha-
vanna und über den Tod Titos hinaus erhal-



ten. Die sowjetische Invasion in Afghanistan
überbrückte die prinzipiellen Auffassungsun-
terschiede zwar noch einmal und veranlaßte
die Blockfreien immerhin, einstimmig den
Abzug aller fremden Truppen aus Afghani-
stan zu fordern. Dies hat freilich den Eindruck
wachsender interner Konflikte und sinken-
den weltpolitischen Gewichts der Blockfreien
nur zeitweilig mildern können. Daß von Ju-
goslawien als einem der Gründungsstaaten in
naher Zukunft entscheidende Impulse für
eine nachhaltige Aktivierung der Bewegung
der Blockfreien ausgehen könnten, ist gerade
nach dem Ableben Titos allerdings kaum zu
erwarten. Blockfreiheit symbolisiert somit für
Jugoslawien gegenwärtig eine grundsätzliche
außenpolitische Abgrenzungsdoktrin nach
West und Ost, der es aber international an
Einheitlichkeit und Durchschlagskraft man-
gelt
Außenpolitische Grundsatzpositionen blieben
auch gegenüber der Sowjetunion gewahrt66).
Die 1955 in der „Belgrader Erklärung" zwi-
schen Tito und Chruschtschow festgeschrie-
bene Position Jugoslawiens als unabhängiges
sozialistisches Land wurde auch von Titos
Nachfolgern als unverzichtbare Basis der bila-
teralen Beziehungen ohne Abstriche gewahrt
Ebensowenig wie Meinungsverschiedenhei-
ten hat das Beharren auf seiner unabhängigen
Position in internationalen Fragen Jugosla-
wien von der Aufrechterhaltung normaler bi-
lateraler Beziehungen abgehalten. Auch die
unterschiedliche Bewertung der Afghanistan-
oder der Kambodscha-Frage haben weder die
Sowjetunion noch Jugoslawien dazu veran-
laßt, die beiderseitigen Beziehungen ernsthaft
zu belasten.
Schon gar nicht hinderten bestehende Diffe-
renzen die beiden Länder an einer Intensivie-
rung ihrer wirtschaftlichen Zusammenarbeit
Jugoslawien hatte aufgrund seiner Export-
schwäche auf dem konvertiblen Sektor im
Laufe der siebziger Jahre seine Wirtschafts-
beziehungen mit dem RGW kontinuierlich
ausgeweitet67).
Zu Beginn der achtziger Jahre erreichten die
Exporte in den RGW-Raum beinahe 50% des
gesamten jugoslawischen Export-Volumens,
was nicht zuletzt auf die Verteuerung der be-

zogenen Energieträger, die Jugoslawien im
Clearing-Verfahren mit dem RGW durch ver-
stärkte Lieferungen ausgleichen mußte, zu-
rückzuführen ist. Erst in den beiden vergan-
genen Jahren hat Jugoslawien seine Orientie-
rung auf den RGW-Markt abgeschwächt.
Die Importe aus der Sowjetunion als dem
Haupthandelspartner innerhalb des RGW be-
stehen zum überwiegenden Teil aus Energie-
trägern, während sich die jugoslawischen Ex-
porte vornehmlich aus Maschinen, Textilien
und Bekleidungswaren zusammensetzen. Der
von Irena Reuter-Hendrichs für die siebziger
Jahre festgestellte Tatbestand, daß die inten-
siven wirtschaftlichen Beziehungen zur
UdSSR den außenpolitischen Spielraum Ju-
goslawiens zu keiner Zeit sichtbar beein-
trächtigt haben, kann auch für die noch inten-
sivere Kooperation der beginnenden achtzi-
ger Jahre gelten. Die Haltung Jugoslawiens
zur Afghanistan-Frage zeigt, daß enge außen-
wirtschaftliche Verflechtungen mit der
UdSSR Jugoslawien nicht zum Abrücken von
außenpolitischen Prinzipien veranlaßt haben.
Auch die Haltung zu den Ereignissen in Po-
len läßt eine Rücksichtnahme auf die UdSSR
nicht zwingend erkennen. Zwar zeigten sich
regierungsoffizielle Stellungnahmen im Un-
terschied zur jugoslawischen Presse, die die
Bestrebungen der polnischen Arbeiter mit
mehr oder weniger offener Sympathie ver-
folgten68), in der Bewertung der innerpolni-
schen Ereignisse zurückhaltender. Dies frei-
lich dürfte nicht zuletzt darauf zurückzufüh-
ren sein, daß SolidarnoSC oder die katholische
Kirche in Polen längst über das hinausgegan-
gen waren, was auch für den BdKJ ideolo-
gisch akzeptabel ist. Vor allem nach der Ver-
hängung des Kriegsrechtes im Dezember
1981 wurde jedoch nachdrücklich vor jeder
Einmischung von außen gewarnt69).
Sieht man einmal von den albanisch-jugosla-
wischen Beziehungen ab, so verlief auch die
jugoslawische Politik gegenüber seinen Nach-
barstaaten seit Titos Tod in den gewohnten
Bahnen. Mit Italien, Österreich und Ungarn
gab es keine Probleme nennenswerter Art,
die traditionell guten Beziehungen zu Rumä-
nien wurden durch wechselseitige Routinebe-
suche weiter gepflegt. Auch die Beziehungen
zu Griechenland haben sich intensiviert. Die
Hoffnung, bestehende Differenzen wegen
Mazedonien, die sich aus Reiseerschwernis-
sen für in griechisch-Mazedonien geborene,
aber in Jugoslawien lebende Mazedonen er-



geben, nach dem Sieg Papandreous beilegen
zu können, haben sich freilich bislang noch
nicht erfüllt
In den stets unter latenter Spannung stehen-
den Beziehungen zu Bulgarien sind außerge-
wöhnliche Tendenzwenden ebenfalls nicht zu
vermelden. Das zwischen beiden Ländern of-
fene Problem der Existenz bzw. aus bulgari-
scher Sicht Nicht-Existenz einer mazedoni-
schen Nation hat zwar keine direkten und
nachhaltigen Störungen der bilateralen Kon-
takte bewirkt, war aber stets präsent Ge-
schichtswissenschaft und Publizistik sorgen
in regelmäßigen Abständen dafür, daß dieses
Thema in beiden Ländern nicht in Vergessen-
heit gerät70). Auf politischer Bühne nutzte die
jugoslawische Premierministerin Milka Pla-
ninc ihren Bulgarien-Besuch im Juli 1984 —
dem ersten Besuch auf höchster Ebene seit 17
Jahren — dazu, dieses Thema mit unerwarte-
ter Deutlichkeit anzusprechen, indem sie
nicht nur die bulgarische Haltung zur maze-
donischen Nation in Jugoslawien kritisierte,
sondern sich auch zur Anwältin der von Bul-
garien geleugneten mazedonischen Minder-
heit in Bulgarien machte71)- Die jüngsten Ver-
suche der „Bulgarisierung" der türkischen Be-
völkerung haben vor allem die Presse in Ju-
goslawien erneut dazu veranlaßt, die bulgari-
sche Haltung, wonach es nur eine einzige
„monolithische Nation" in Bulgarien gebe, mit
Blick auf die mazedonische Frage einer har-
schen Kritik zu unterziehen72). Das offene
Mazedonien-Problem hindert Jugoslawien
aber nicht daran, auf unproblematischem Ter-
rain, wie z. B. im Hinblick auf Bulgariens Be-
mühungen um die Schaffung einer atomwaf-
fenfreien Zone auf dem Balkan, sich koopera-
tiv zu zeigen. Mehr als ein von periodischen
Nadelstichen begleitetes Nebeneinander bei-
der Staaten wird ohnehin nicht zu erreichen
sein, solange beide das Mazedonien-Thema
mit der bisherigen Hartnäckigkeit handha-
ben.
Während die strittige Mazedonien-Frage eine
Zusammenarbeit in unproblematischen Berei-
chen zwischen Bulgarien und Jugoslawien
nicht verhindert hat, haben die Unruhen im
Kosovo praktisch zum Einfrieren der jugosla-
wisch-albanischen Beziehungen geführt. Da-
bei war in den siebziger Jahren gerade in
diese seit dem Kominform-Konflikt stets
mehr schlechten als rechten Beziehungen Be-
wegung gekommen. Nach der Wiederauf-
nahme der diplomatischen Beziehungen zwi-
schen beiden Ländern 1968 waren insbeson-

dere die Kontakte zwischen den Albanern
Kosovos und Albanien reger geworden. Pro-
fessoren aus Tirana wurden sogar als Lehr-
kräfte an die Universität Priätina verpflichtet.
1980 besuchte mit dem albanischen Außen-
handelsminister Nedin Hoxha erstmals seit
30 Jahren ein albanisches Regierungsmitglied
Jugoslawien. Bis auf ein reduziertes Maß an
wirtschaftlichen Kontakten haben diese Be-
ziehungen die Unruhen des Jahres 1981 aber
nicht überdauert. Albanien hatte sich schon
recht bald mit den Zielen der Demonstranten
solidarisiert, erhob zwar keine offenen territo-
rialen Ansprüche auf das Kosovo, bean-
spruchte aber unmißverständlich das jederzei-
tige Recht, für die Brüder und Schwestern
jenseits der Grenze Partei zu ergreifen73). Ju-
goslawien antwortete auf die albanischen So-
lidarisierungsbekundungen mit dem Vorwurf,
Unruhen zu schüren und sich in innerjugosla-
wische Angelegenheiten einzumischen ).74
Die seither andauernde Kontroverse zwi-
schen beiden Ländern hat mittlerweile das
Niveau der „Kalte-Kriegs-Auseinandersetzun-
gen“ der fünfziger Jahre erreicht. Auf den
nach zeitweiliger Unterbrechung in den sieb-
ziger Jahren von albanischer Seite wieder ak-
tualisierten Vorwurf des „Revisionsismus" und
der Unterdrückung der albanischen Brüder
antwortet Belgrad mit nicht weniger pene-
tranten Enthüllungen des stalinistischen Cha-
rakters des albanischen Systems. Wenngleich
der Vorwurf des Stalinismus weder besonders
schwer zu erbringen noch sehr originell ist,
dürfte er dennoch auf die Albaner Kosovos
wenig Eindruck machen.
Schon gar nicht wird mit derartigen Schein-
gefechten die Loyalität der Albaner gegen-
über dem jugoslawischen Staat zu vertiefen
sein, und auch der Wiederaufnahme der bei-
derseitigen Beziehungen, zu der sich beide
verbal bekennen, sind sie gewiß nicht dien-
lich. Die wenigen Versuche, wieder zu einer
intensiveren Zusammenarbeit zu gelangen,
sind denn auch im Sande verlaufen, wie das
fehlgeschlagene Bemühen um ein beiderseiti-
ges Kulturabkommen im Herbst des vergan-
genen Jahres zeigte75).
Zum innenpolitischen Krisenherd Kosovo ge-
sellt sich also so das ungelöste Problem gere-
gelter nachbarschaftlicher Beziehungen zu
Albanien. Daß sich nach dem Tode Enver
Hoxhas in absehbarer Zeit an diesem Um-
stand etwas ändern wird, ist gegenwärtig
nicht zu erkennen.



Reiner Ruffing

Humanistischer Marxismus: Philosophie und politische
Theorie der jugoslawischen „Praxis-Gruppe"

I. Humanistischer Marxismus in Osteuropa

Unter den zahlreichen Strömungen und Ten-
denzen des Marxismus kommt der Theorie
des „Humanistischen Marxismus" in Osteu-
ropa eine besondere Bedeutung zu. Denn bei
dieser Marxismusvariante handelt es sich um
ein Konzept, das in kritischer Auseinander-
setzung und Konkurrenz zur offiziellen Dok-
trin des Marxismus-Leninismus entstanden
ist Damit ist eine Konstellation gegeben, de-
ren politische Brisanz offenkundig ist.
In den Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg
bis zu Stalins Tod 1953 herrschte in den
osteuropäischen Ländern — mit Ausnahme
Jugoslawiens — unter den Marxisten eine
ideologische Konformität.'Unbestritten domi-
nierte das von Stalin in seinem 1938 verfaßten
Aufsatz „über dialektischen und historischen
Materialismus" gezimmerte Denkgebäude des
Marxismus-Leninismus. Erst in der Phase des
sogenannten Tauwetters — einer begrenzten
Liberalisierung im Ostblock zwischen 1953
und 1956 — wandten sich zunächst polnische
und ungarische Marxisten enttäuscht von der
offiziellen Lehre ab und suchten einen neuen
Zugang zu Marx. Ähnliche Bestrebungen gab
es seit dem Kominformausschluß 1948 auch in
Jugoslawien, während in der CSSR erst in den
sechziger Jahren im Vorfeld des „Prager Früh-
lings" ein ausreichender politischer Spielraum
für eine grundsätzlich andere Auffassung des
Marxismus bestand. Trotz unterschiedlicher
Voraussetzungen und Traditionen in den ver-
schiedenen Ländern ist es berechtigt, von ei-
ner gemeinsam erarbeiteten „Theorie des hu-
manistischen Marxismus" zu sprechen, wur-
den doch in der Auseinandersetzung mit dem
Stalinismus gleiche Themenschwerpunkte ge-
wählt und ähnliche Resultate erzielt: Der
Rückgriff auf die Marxschen Frühschriften,
die Betonung der „Praxis" als Schlüsselkatego-
rie, die Aufwertung der Marxschen Entfrem-
dungstheorie und der Rolle des Individuums
sind zentrale Elemente sowohl des polni-
schen und ungarischen als auch des tschecho-
slowakischen und jugoslawischen „Revisionis-
mus"1).
Sowohl bezogen auf die Quantität der Bei-
träge als auch unter dem Gesichtspunkt des
Zeitraums ihres Wirkens ist die jugoslawi-

sehe „Praxis-Gruppe“ die bedeutendste Ver-
treterin des „Humanistischen Marxismus".
Deshalb soll sie im folgenden auch im Mittel-
punkt der Betrachtung stehen. Daneben sind
allerdings auch in Polen, Ungarn und der
CSSR wichtige Beiträge zu diesem Thema
entstanden:
Zu den wichtigsten Personen in Polen, die
rücksichtslos mit verschiedenen Mythen des
Stalinismus aufräumten, zählen der 1977 mit
dem Friedensnobelpreis des Deutschen Buch-
handels ausgezeichnete Leszek Kolakowski,
der Philosoph und Verfasser einer bedeuten-
den Rousseau-Studie Bronislaw Baczko und
Zygmunt Baumann. In zahlreichen Arbeiten
sind die polnischen Marxisten vor allem auf
die Probleme der menschlichen Ethik einge-
gangen, einer philosophischen Richtung, die
im Stalinismus keine Berücksichtigung gefun-
den hatte. Indem sie die Eigenverantwortlich-
keit des Menschen unterstrichen, übten sie
damit zugleich eine philosophisch versteckte
Kritik am Führungsanspruch der Partei. So
jedenfalls empfanden es die polnischen Bü-
rokraten, die Kolakowski 1966 von der Partei
ausschlossen und ihn 1968 vom Lehrstuhl der
Universität Warschau entfernten2).
Ein glücklicher Umstand kam in Ungarn der
Entwicklung eines kritischen Marxismus zu
Hilfe: In Budapest lehrte der berühmte marxi-
stische Philosoph und Germanist Georg Lu-
käes, der sich schon mit seinem in den zwan-
ziger Jahren erschienenen — allerdings spä-
ter von ihm selbst widerrufenen — Buch „Ge-
schichte und Klassenbewußtsein" vom Sowjet-
marxismus ä la Bucharin und Deborin ab-
grenzte. Im Vorfeld des ungarischen Volks-
aufstandes von 1956 spielte der Petöfi-Klub
in Budapest mit dem Diskussionsredner Lu-



kcs eine wichtige Rolle als Verständigungs-
basis kritischer Intellektueller. Für die heu-
tige Zeit dürfte jedoch die Arbeit der „Buda-
pester Schule" von größerem Interesse sein.
Dabei handelt es sich um einen Kreis von
Lukäcs-Schülern, die einen breit gefächerten
Beitrag zur Ausarbeitung des „Humanisti-
schen Marxismus“ leisteten. Die wichtigsten
Vertreter dieser Gruppe sind Agnes Heller,
Ferenc Fehr, Andräs Hegedüs, György Mr-
kus, Märia Märkus und Mihäly Vajda. Beson-
ders von Agnes Heller und Ferenc Fehr sind
in den letzten Jahren eine Reihe von Publika-
tionen — auch in deutscher Sprache — er-
schienen3). In den Blickpunkt der Öffentlich-
keit rückte die „Budapester Schule“ erst nach
der gewaltsamen Unterdrückung des Prager
Frühlings von 1968. Damals unterschrieben
ihre Mitglieder eine von der jugoslawischen
„Praxis-Gruppe" verfaßte Protestresolution ge-
gen die Intervention der fünf Warschauer-
Pakt-Staaten. 1973 wurden Agnes Heller, An-
dräs Hegedüs, Märia Märkus, Mihäly Vajda,

György Märkus, Jänos Kis und György Beuce
von der Akademie der Wissenschaften ent-
fernt. 1977 verließen Heller und Feher
schließlich aufgrund des zunehmenden politi-
schen Drucks Ungarn4).
In der CSSR bildeten die Ereignisse um den
„Prager Frühling" von 1968 den eigentlichen
Rahmen für die Versuche Karel Koslks, R. Ka-
livodas und Ivan Svitäks, den Marxismus neu
zu definieren. Allerdings ist der „Prager Früh-
ling" nicht das eruptive Ereignis, als das er oft
dargestellt wird, und nicht auf das Jahr 1968
zu begrenzen. Schon nach dem 12. Parteitag
1962 erschienen in den sechziger Jahren eine
Reihe von Publikationen, die den tschechoslo-
wakischen Reformkommunismus einleiteten.
Zu den wichtigsten Schriften gehört in unse-
rem Zusammenhang Karel Kosiks „Die Dia-
lektik des Konkreten". Nach der Intervention
führten die kritischen Marxisten der CSSR
ein Schattendasein. So wurde zum Beispiel
Karel Kosik seiner akademischen Positionen
enthoben.

II. Der jugoslawische Weg zum Sozialismus und die „Praxis-Gruppe"
Die zahlenmäßig größte Gruppe von Vertre-
tern des „Humanistischen Marxismus" hatte
sich in Jugoslawien gebildet. Dort gelang es
1964 einer Gruppe kritischer Marxisten, die
Zeitschrift „Praxis" zu gründen, die bis 1975
wohl das „lebendigste Zentrum marxistischer
Philosophie auf der ganzen Welt“5) darstellte.
Zu den wichtigsten Personen dieser „Praxis-
Gruppe“ • zählen Mihailo Markovic, Gajo Pe-
trovic, Svetozar Stojanovic, Predrag Vranicki,
Rudi Supek, Ljubomir TadiC, Miladin ZivotiC, 
Zagorka Golubovi und Milan Kangrga. Ne-
ben den Veröffentlichtungen in den Ausga-
ben der Zeitschrift liegen zahlreiche interes-
sante Arbeiten der „Praxis-Gruppe" auch in
deutscher Sprache vor6). Einige Mitglieder
der Gruppe erhielten Lehraufträge im westli-
chen Ausland: So bereiste Markovic die USA
und Stojanovic war mehrfach Gastprofessor
an der Freien Universität Berlin und an der
Universität Göttingen.

Die meisten der „Praxis"-Marxisten hatten ak-
tiv an dem einschneidenden Ereignis der ju-
goslawischen Geschichte, dem Partisanen-
krieg gegen die deutschen und italienischen
Invasoren, teilgenommen. Damals war es Ti-
tos Armee gelungen, sich aus eigenen Kräften
vom faschistischen Aggressor zu befreien;
diese Tatsache sowie der 1948 erfolgte Aus-
schluß Jugoslawiens aus dem Kommunisti-
schen Informationsbüro (Kominform) legten
den Grundstein für die eigenständige soziali-
stische Entwicklung des Landes.
1950 dekretierte Tito per Gesetz die Einfüh-
rung der Arbeiterselbstverwaltung in den Be-
trieben. Damit wählte Jugoslawien einen
deutlich von dem sowjetischen Modell ver-
schiedenen Weg. Mag auch eine große Kluft
zwischen Anspruch und Wirklichkeit des ju-
goslawischen Selbstverwaltungssozialismus
bestehen7), so muß doch festgehalten werden,
daß die positiven Ansätze hinsichtlich Demo-
kratie und Mitbestimmung gerade im Ver-
gleich zu den Ostblockländern beachtlich
sind. Insofern bestanden in Jugoslawien gün-
stigere Voaussetzungen für die Formulierung
eines kritischen Marxismus. Dennoch ist das
Land von starken autoritäten Zügen geprägt.
Vor allem blockiert die Kommunistische Par-
tei — der Bund der Kommunisten Jugosla-
wiens (BdKJ) — jede Bestrebung, die Idee des



Selbstverwaltungssozialismus auch innerhalb
der Partei selbst anzuwenden.
Die Kommunistische Partei Jugoslawiens ist
nach dem Prinzip des demokratischen Zentra-
lismus organisiert und hält alle Fäden der po-
litischen Macht fest in ihrer Hand. In Jugosla-
wien gibt es auch heute noch zahlreiche poli-
tische Gefangene sowie eine Presse- und Bü-
cherzensur.
Die jugoslawische Sonderentwicklung wirkte
sich auch auf die marxistische Theorie aus.
Der eigene Weg zum Sozialismus mußte ideo-
logisch untermauert und gegen den Stalinis-
mus abgegrenzt werden. Zunächst waren es
die offiziellen Parteiideologen — Kardelj, Pi-
jade, Ziherl und damals noch Djilas —, die
Anfang der fünfziger Jahre Einwände gegen
den Stalinismus formulierten. Ihr Hauptargu-
ment lautete: Nicht Jugoslawien, sondern die
Sowjetunion selbst habe den von den Klassi-
kern des Marxismus-Leninismus vorgeschrie-
benen Weg zum Sozialismus verlassen. Vor
allem in Marx' Schrift „Bürgerkrieg in Frank-
reich" und Lenins „Staat und Revolution", wo
vom Absterben des Staates die Rede ist, sa-
hen sie den größten Widerspruch zum sich
aufblähenden Sowjetstaat In Jugoslawien
sollte die Einführung des Selbstverwaltungs-
sozialismus eine ähnlich bürokratische und
etatistische Entwicklung wie in der Sowjet-
union verhindern.
Diese Kritik harrte jedoch einer grundsätzli-
chen Auseinandersetzung mit dem gesamten
Gedankengebäude der Stalinischen Marx-In-
terpretation. Gerade dieser Aufgabe nahmen
sich die jungen Parteiintellektuellen des spä-
teren „Praxis"-Kreises an. Dabei kritisierten
sie vor allem die Stalinsche Interpretation des
„Historischen Materialismus". Danach ist die
Geschichte als eine Abfolge objektiver und
unabhängig vom menschlichen Willen wir-
kender ökonomischer Gesetzmäßigkeiten zu
verstehen. In einem DDR-Lehrbuch heißt es
dazu: „Die Entwicklung der Gesellschaft ist
ein gesetzmäßiger Prozeß, der einer bestimm-
ten, vom Willen und Bewußtsein der Men-
schen unabhängigen historischen Notwendig-
keit unterworfen ist."8)
Ähnliche Definitionen dienten Stalin dazu,
den sowjetischen Weg zum Sozialismus als
den einzig möglichen zu mystifizieren; Ab-
weichungen davon verletzten die „objektiven
Gesetzmäßigkeiten" beim Aufbau des Sozia-
lismus. Eine solche .Abweichung vom richti-
gen Weg" warf Stalin den Jugoslawen anläß-
lich des Kominformausschlusses (Kommuni-

stisches Informations-Büro) 1948 unter ande-
rem vor.
Den jungen Philosophen des späteren „Pra-
xis"-Kreises kam es deshalb darauf an, die
theoretische Grundlage dieses Vorwurfs in
Frage zu stellen. Wie ein roter Faden zieht
sich durch das Werk der „Praxis"-Marxisten
das Interesse gerade an diesem Thema. Ein
wichtiges Ziel ihrer Arbeit besteht darin,
nachzuweisen, daß sich — trotz bestimmter
objektiver Bedingungen und Restriktionen —
dem menschlichen Handeln meist verschie-
dene Alternativen bieten. Dadurch besteht
Raum für die Realisierung menschlicher „Pra-
xis“. Denn im Unterschied zum Vollzug
zwangsläufiger Reaktionen bestehe menschli-
ches Handeln — das den Namen verdient —
eigentlich darin, zwischen verschiedenen
Möglichkeiten nach Werten zu wählen9). Für
Jugoslawien bedeutet dies zum Beispiel, eine
vom sowjetischen Modell verschiedene und
am Selbstverwaltungsgedanken orientierte
Form des Sozialismus zu wählen. Vladimir Fi-
lipoviö, ein etwas weniger bekannter „Praxis"-
Marxist, hat diesen Gedanken folgenderma-
ßen formuliert: Es gibt „im Rahmen der unab-
wendbaren naturalen Determiniertheit einen
weiten Spielraum für seine (des Menschen,
R. R.) bewußte Tätigkeit"10). Auch Svetozar
Stojanovi geht es darum, die Welt als verän-
derbar, als eine Welt der möglichen menschli-
chen Praxis zu begreifen. Zu diesem Zweck
führt er die Kategorie der „offenen Dialektik“
ein. Eine Öffnung der Geschichte für mehrere
Alternativen schließt natürlich den blinden
Fortschrittsglauben aus. Geschichte, als für
mehrere Alternativen prinzipiell geöffnet be-
griffen, schließt auch die Möglichkeit des hi-
storischen Rückschritts ein. Einen solchen
identifiziert Stojanovic zum Beispiel im Stali-
nismus ).11

Dieser von den „Praxis"-Philosophen geschaf-
fene theoretische Rahmen diente nicht nur
der Zurückweisung der Stalinschen Anma-
ßung, genauestens über den einzig naturge-
setzlich verlaufenden Prozeß der Geschichte
Bescheid zu wissen. Er entsprach auch weit
eher den konkreten Erfahrungen, welche die
jungen Revolutionäre im Verlauf des Parti-
sanenkampfes und beim Aufbau des Selbst-
verwaltungssozialismus gemacht hatten. Bei-



des erforderte über die Maße persönliche In-
itiative, Kreativität und Verantwortungsbe-
reitschaft der Individuen — Tugenden, die bei
einer angenommenen, naturgesetzmäßig ver-
laufenden Geschichtsentwicklung nur eine
untergeordnete Rolle spielen. Die Einführung
der Arbeiterselbstverwaltung im Jugoslawien
des Jahres 1950 ist denn auch weniger als ein
Akt der historischen Notwendigkeit zu ver-
stehen, sondern eher auf die Entschlußfreu-
digkeit und das Selbstbewußtsein der jugosla-
wischen Parteiführer zurückzuführen ).12

Die Zustimmung der „Praxis"-Marxisten zum
jugoslawischen Sonderweg und zur Einfüh-
rung der Arbeiterselbstverwaltung verleitete
sie jedoch nicht dazu, seine konkrete Ausge-
staltung kritiklos zu akzeptieren.
1952 gründete Rudi Supek in Zagreb eine
Zeitschrift mit dem Titel „Pogledi" (Ansichten).
In ihr wurden philosophische, sozioökonomi-
sche, aber auch ästhetische und literarische
Probleme diskutiert. Zu den Mitarbeitern die-
ser Zeitschrift gehörten auch die späteren
,Praxis"-Mitarbeiter Vranicki, Kangrga, Grlic
und Stojanovi. Die Zeitschrift kritisierte und
beklagte vor allem den Zustand der politi-
schen Kultur in Jugoslawien. Eigentlich hätte
die Einführung der Arbeiterselbstverwaltung
1950 der Mitarbeit diskussionsfreudiger,
selbstbewußter und politisch mündiger Bür-
ger bedurft Zwar konnte die Partei ange-
sichts der hohen Analphabetenrate und der
geringen historischen Erfahrung in der Ein-
übung demokratischer Verfahren auf diese
Grundlage nicht zurückgreifen; aber sie tat
auch nicht genug, um den politischen Reife-
prozeß des Proletariats zu unterstützen. Zum
Beispiel hätte sie die öffentliche Diskussion
über kontroverse politische und kulturelle
Themen anregen müssen. Da dies nicht ge-
schah, blieb die Mitbestimmung in den Arbei-
terselbstverwaltungsorganen weitgehend for-
mal; letztlich bestimmten die Parteifunktio-
näre die Politik.
Auf diesen wunden Punkt und auf die Tatsa-
che, daß in Jugoslawien die überwiegende
Mehrzahl der Bevölkerung in kultureller
Apathie und zurückgezogener Privatheit lebe,
wies die Zeitschrift „Pogledi“ hin. Dabei
scheute sie sich nicht, auf die Beiträge westli-
cher Philosophie, vor allem auf den französi-
schen Existentialismus von Jean-Paul Sartre,
Albert Camus und Maurice Merleau-Ponty,
zurückzugreifen. Ohne die Unterschiede zwi-
schen der „Praxis"-Philosophie und dem exi-
stentialistischen Ansatz zu verwischen,

1) Vgl. M. Djilas, Die unvollkommene Gesellschaft,
Wien-München-Zürich 1969, S. 204 f.

stimmten die jugoslawischen Marxisten mit
Sartres Bemühungen überein, den Menschen
wieder zur Grundlage der Theorie zu ma-
chen 13). Allzulange reduzierte der Stalinismus
den Marxismus auf eine ökonomische Theo-
rie, eine Taktik des Klassenkampfes oder
recht abstrakte Erörterungen über den dia-
lektischen Aufbau der Materie etc. Dabei
blieb unberücksichtigt, daß Marx vor allem in
seinen Frühschriften eine eigenständige Phi-
losophie über das Wesen des Menschen ent-
wickelt hat Diese philosophische Kompo-
nente im Marxismus reaktivierten die „Pra-

13) J.-P. Sartre, Marxismus und Existentialismus,
Reinbek bei Hamburg 1964, S. 141.
14) J. St Mill, über die Freiheit Stuttgart 1974,
S. 157.

, xis“-Marxisten. Marx erblickte das Wesen des
Menschen in seiner Kreativität in seinem
Drang, sich und die Umwelt bewußt und frei
zu gestalten. Verhältnisse, die eine solche
Selbstentfaltung übergebührlich einschrän-
ken, bezeichnete Marx als dem Menschen
„entfremdet“.
Diese Entfremdungstheorie auf die jugoslawi-
sche Situation anfangs der fünfziger Jahre an-
gewandt, ließ die „Pogledi“-Mitarbeiter die
Forderung nach kultureller Vielfalt, freier
Meinungsäußerung und freien politischen Be-
tätigungsmöglichkeiten erheben. Damit ver-
deutlichten sie, daß, trotz gegenteiliger Be-
teuerung der Partei, auch in Jugoslawien Bü-
rokratismus und Etatismus — typische Ent-
fremdungserscheinungen nach Marx — nicht
abgeschafft waren. Sollte sich die jugoslawi-
sche Entwicklung vom sowjetischen Weg un-
terscheiden, mußte sich dies vor allem in ei-
nem erweiterten Freiheits- und Entfaltungs-
spielraum der Individuen ausdrücken. Oder,
um es mit John Stuart Mill, einem liberalen
Philosophen des 19. Jahrhunderts, zu sagen:
„Der Wert eines Staates ist auf lange Sicht der
Wert der Individuen, die ihn bilden“14). Indem
die „Pogledi"-Mitarbeiter auf diesen Maßstab
pochten, gerieten sie schon damals in Kon-
flikt zur Partei.
Die Partei reagierte auf diese Kritik empfind-
lich: Sie warf der Zeitung einen „abstrakten
Humanismus“ vor und engte ihren Spielraum
zunehmend ein. Die Artikel mußten auf poli-
tischen Druck hin entschärft werden. Als
Folge davon führte ein schwindendes Publi-
kumsinteresse 1955 zur Einstellung der Zeit-
schrift Hinzugefügt sei, daß das „Pogledi“-Ex-
periment in die Zeit der Djilas-Affäre fiel. Mi-
lovan Djilas, einer der höchsten jugoslawi-
schen Führungspersönlichkeiten und enger
Vertrauter Titos aus der Zeit des Partisanen-
kampfes, sagte sich von der Parteispitze los



und begann, in der Zeitschrift „Borba" partei-
kritische Artikel zu veröffentlichen15). Diese
Artikel besaßen im Gegensatz zu den Beiträ-
gen der „Pogledi", die eher philosophisch-lite-
rarisch gehalten waren, eine politisch deutli-
chere Sprache. So brachte Djilas schon bald
den Begriff der „Neuen Klasse" — gemeint ist
die Parteibürokratie — ins Spiel. Die dadurch
verunsicherte Parteiführung schaltete Djilas
aus16) und engte auch den Spielraum für die
philosophischen Reflexionen und die Entfal-
tung einer Theorie des „Humanistischen Mar-
xismus" ein.
Ende der fünfziger Jahre begann sich das po-
litische Klima in Jugoslawien zu entspannen.
Der Parteikongreß von 1958 schrieb die „Ele-
mente des eigenen Wegs zum Sozialismus"
fest; der BdKJ versprach, seine starre Haltung
auf ideologischem Gebiet zu lockern. Voraus-
gegangen war die außenpolitische Entspan-
nung des Verhältnisses zur Sowjetunion und
den anderen Ostblockstaaten. Mit Chru-
schtschows „Canossagang" nach Belgrad 1956
respektierte Moskau schließlich den besonde-
ren Weg Jugoslawiens.
Für die humanistischen Marxisten Jugosla-
wiens bestand in dieser Situation die Mög-
lichkeit, einige Grundlagen ihrer Philosophie
zu präzisieren.
Ein wichtiger Meilenstein in diesem Vorha-
ben bedeutete das philosophische Symposium
zu Bled 1960. Dort nutzten die humanistisch
orientierten Marxisten die Gunst der Stunde,
um ihre Positionen offenzulegen. Die Konfe-
renz endete in einem Streit zwischen den
Vertretern des offiziellen und denen des hu-
manistischen Marxismus. Neben den Pro-
blemen des „Historischen Materialismus"
standen erkenntnistheoretische Fragen auf
der Tagesordnung. Die „Praxis"-Philosophen
verwarfen hierbei die Leninsche „Widerspie-
gelungstheorie". Nach dieser bildet das
menschliche Bewußtsein die Gegenstände
der Außenwelt photographisch ab. Wissen sei
daher ein möglichst unbeeinflußtes Einströ-
menlassen von Bildern der Außenwelt auf un-
ser Bewußtsein; jede subjektive Zutat verwäs-
sere nur die angestrebte Objektivität der Er-
kenntnis.
Demgegenüber wiesen die „Praxis"-Philoso-
phen darauf hin, daß interessenlose Erkennt-
nis letztlich nicht möglich sei. Schon die Aus-
wahl der Erfahrungsbereiche, die Art der
menschlichen Wahrnehmung sei subjektiv

und richte sich nach bestimmten Fragestel-
lungen. In der menschlichen Wahrnehmung
stecke zudem ein „Gutteil an Aktivität“. Um
„wahrnehmen“ zu können, müsse man auf-
merksam, aufgeschlossen und in der Lage
sein, sich zu konzentrieren. Auch Erkenntnis
sei daher eine bestimmte Form menschlicher
Praxis.
Insbesondere der Belgrader Philosoph Mi-
hailo Markovic bemühte sich, den Praxis-Be-
griff für den Bereich der Erkenntnistheorie
fruchtbar zu machen. Nach Markovic können
wir nur etwas wissen „von denjenigen Objek-
ten, die wir praktisch verändert haben, die wir
aus Dingen ,an sich' verwandelt haben in
Dinge für uns'. Das ist, was kein einziger Vul-
gärmaterialist begreifen will." ) Dieses aktive,
nicht kontemplative Verhältnis zur Umwelt
prägt
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die „Praxis"-Philosophie. Die orthodo-
xen Marxisten, sich der politischen Spreng-
kraft dieses Denkens sehr wohl bewußt, be-
legten denn auch die „Praxis"-Philosophie mit
dem Vorwurf des „Subjektivismus"18): Die
„Praxis"-Philosophen würden sich über die na-
türlichen Existenzbedingungen der Gesell-
schaft hinwegsetzen und in ihrer rückhaltlo-
sen Betonung der menschlichen Kreativität in
einen heillosen Mystizismus verfallen ).19

Dieser Vorwurf mag für Äußerungen man-
cher „Praxis"-Marxisten durchaus zutreffen.
Zum Beispiel wenn Danko GrliC als Definition
wahrer revolutionärer Praxis überspitzt for-
muliert: w „sie kann nie, nirgends und in nie-
mandes Namen stehenbleiben. Durch sie ist
auch der Mensch, dieses endliche, sterbliche,
ohnmächtige Wesen, praktisch unendlich, un-
sterblich und allmächtig.“20) Damit ist die Ka-
tegorie der „Praxis" sicherlich überstrapaziert.
Deshalb betont Markovic neben dem kreati-
ven Aspekt auch den kommunikativen, inter-
subjektiven und überprüfbaren Charakter
menschlicher Praxis21). Dadurch gelingt es
ihm schließlich überzeugend, den eigenen
Ansatz gegenüber subjektivistischen und exi-
stentialistischen Marx-Interpretationen abzu-
grenzen.
überhaupt steht der Begriff der Kommunika-
tion im Mittelpunkt der „Praxis"-Philosophie.
Kommunikation, rationale Erörterung, Aus-



tausch der Argumente in kritischen Diskus-
sionen sind unabdingbar, wenn sowohl im Ge-
schichtsverlauf als auch in der Naturbetrach-
tung Vernunft und Wahrheit nicht „abgele-
sen" werden können, sondern „aufgegeben"
sind und somit durch menschliche Praxis
„verwirklicht" werden müssen.

Die „Praxis"-Philosophen suchten das Prinzip
der Kommunikation in einer einzigartigen
und leider in diesem Ausmaß bis dato nicht
wiederholten Art und Weise zu verwirkli-
chen. Auf der jugoslawischen Insel Korcula
organisierten die Belgrader und Zagreber Phi-
losophen ab 1963 alljährliche Sommertreffs,

zu denen sie international bekannte Marxi-
sten und Marxologen (Erich Fromm, Herbert
Marcuse, Jürgen Habermas, Lucien Gold-
mann, Ernest Mandel, Tom Bottomore, Maxi-
milian Rubel, Kastor Axelos, Serge Mallet,
Franz Marek, Leszek Kolakowski, Karel Ko-
sik, Umberto Cerroni, R. Lombardo-Radice,
Agnes Heller, Helmut Fleischer, Mark War-
tofsky, Robert Tucker, Norman Birnbaum u. a.)
einluden. Hierzu schrieb der „Spiegel“ 1972:
„Neun Jahre lang war die dalmatische Insel
der einzige Ort auf der Welt, an dem Anarchi-
sten, Trotzkisten, Leninisten und Existentiali-
sten Argumente und nicht bloß Anwürfe aus-
tauschten.“ )22

III. Die Zeitschrift „Praxis" und die Ereignisse von 1968

Die Veröffentlichung von Sammelwerken und
die Abhaltung öffentlicher Konferenzen bil-
deten jedoch noch nicht die dauerhafte Platt-
form, welche sich die humanistischen Marxi-
sten wünschten. Man wußte um die größere
Einflußmöglichkeit eines permanent erschei-
nenden Organs. 1964 gelang es endlich, die
kroatische Philosophie-Gesellschaft als Spon-
sor für die Zeitschrift „Praxis" zu gewinnen.
Die Zeitschrift erschien in redaktioneller Ei-
genregie, aber während politisch-propagan-
distischer Kampagnen gegen die „Praxis“
drehte die „Gesellschaft“ zuweilen den Geld-
hahn zu. Einzelne Ausgaben konnten darauf-
hin nicht oder nur verspätet erscheinen. Das
erste Heft erschien im September 1964 unter
dem Titel „Wozu Praxis?" in Jugoslawien. Da-
neben wurde eine internationale Ausgabe un-
ter dem gleichen Titel im Frühjahr 1965 ge-
startet. Deren Ziel war es nicht vordringlich,
das jugoslawische Denken im Ausland be-
kannt zu machen, vielmehr wollte man hier-
durch „die internationale Zusammenarbeit an-
regen, zu der unserer Meinung nach auch
eine internationale Diskussion über die ent-
scheidenden Probleme der Gegenwart ge-
hört"23). Das selbstgesteckte Arbeitsziel der
»Praxis" galt der Revitalisierung und Entfal-
tung des marxistischen humanistischen Ge-
dankens in Jugoslawien und darüber hinaus.
Aber ihrem besonderen Begriff von Philoso-
phie lag eine brisante Tendenz inne: „In unse-
rer Zeitschrift soll Philosophie der Gedanke
der Revolution sein, rücksichtslose Kritik al-
les Bestehenden, humanistische Vision einer

24 Ebd., S. 53.
25) M. Durie, Sinn und Möglichkeit des Fortschritts,
in: R. Supek/B. Bosnjak, Jugoslawien denkt anders,
Wien-Frankfurt/M.-Zürich 1971, S. 122.
26) Ebd., S. 130.

2 Der Spiegel. (1972) 38, S. 131.
23) Vgl. „Wozu Praxis?", Vorwort zur internationa-
len Ausgabe, in: G. Petrovic (Hrsg.), Revolutionäre
Praxis (Anm. 20).

wirklich menschlichen Welt, inspirierende
Kraft revolutionären Handelns."24)
Neben der Auseinandersetzung mit dem Sta-
linismus häuften sich in der Zeitschrift immer
mehr jene Beiträge, die eine kritische Position
zu einigen Tendenzen der modernen Indu-
striegesellschaft einnahmen. So unterschied
Mihailo Duri zwischen dem Fortschrittsbe-
griff der Aufklärung und demjenigen, den
Saint-Simon im 19. Jahrhundert entwickelt
hat. Während ersterer „vor allem und über
allem in der Erziehung des Menschen und der
Veredelung seines Charakters“25) den Fort-
schritt sah, identifizierte ihn Saint-Simon mit
der Steigerung der industriellen Produktion.
Mihailo Duri zieht daraus den kulturkriti-
schen Schluß: .Alles was Saint-Simon als Fort-
schritt angesehen und gepriesen hat, nehmen
wir bereitwillig an, während wir für die Ideale
der Aufklärer kaum Verständnis aufbrin-
gen."26) Den Hintergrund dieser Äußerung
bildeten einige negative Auswirkungen der
jugoslawischen Wirtschaftsreform von 1965.
Sie war der Höhepunkt des Prozesses einer
allgemeinen Dezentralisierung der jugoslawi-
schen Wirtschaft ab 1961. Die administrativen
Fesseln von Eigeninitiative und Selbstverwal-
tung wurden gelockert und das System der
„sozialistischen Marktwirtschaft" ausgebaut.
Während so die Unternehmen einen spürbar
größeren Einfluß auf die Produktion und den
Gewinn erhielten, deckte die Reform zugleich
rücksichtslos die Schwächen der jugoslawi-
schen Wirtschaft auf. Eine hohe Inflationsra-



te, die Bildung von Wirtschafts- und Bankmo-
nopolen, Arbeitslosigkeit, soziale Differenzie-
rungen sowie eine Verschärfung des regiona-
len Wohlstandsgefälles waren nur einige der
unangenehmen Folgen. Diese Mängel blieben
nicht ohne Auswirkungen auf die Menschen.
Das jugoslawische Wirtschaftssystem schuf in
seiner vorliegenden Form nicht nur Raum für
Mitbestimmung, sondern förderte auch den
Gruppenegoismus, das Konkurrenzverhalten,
den Besitztrieb und die Korruptionsbereit-
schaft der Individuen.

Mihailo Duri verwies daher auf die wün-
schenswerte Synthese der beiden von ihm
skizzierten Fortschrittsbegriffe: „Ideal wäre,
wenn es uns gelingen könnte, den Glauben
der Aufklärer mit dem Glauben Saint-Simons
an den Fortschritt zu vereinen, wenn es uns
gelänge, die Kultur zu entwickeln, ohne auf
die Zivilisation zu verzichten, die Produktiv-
kräfte der Gesellschaft zu fördern, ohne den
Menschen zu gefährden.“27) Der philosophi-
sche Beitrag der „Praxis-Gruppe“ zu diesem
Ziel bestand darin, dem herrschenden Men-
schenbild des „homo oeconomicus" eine an-
dere Auffassung entgegenzustellen. Zu die-
sem Zweck griffen sie erneut auf den jungen
Marx zurück.

32) Die Zeitschrift wurde intensiv gelesen. „Pra-
xis... ist jeden zweiten Monat gleich nach dem
Erscheinen sowohl hier (in Zagreb, R. R.) als auch in
Belgrad vergriffen. Man kann sie sogar als einen
regelrechten .Bestseller' bezeichnen.“ P. Lendvai,
Die Grenzen des Wandels, Wien 1977,-S. 161.
3) Der Spiegel, 22 (1968) 24, S. 79.
34) Vgl. G. S. Sher, Praxis. Marxist Citicism and Dis-
sent in Socialist Yugoslavia, Ontario 1977, S. 213.

Marx hatte in seinen „Pariser Manuskripten“
ein von Ludwig Feuerbach beeinflußtes Men-
schenbild entworfen, das humanistisch orien-
tierte Philosophen immer wieder aufs Neue
fasziniert. Er spricht dort vom „allsinnigen
Menschen"28) und von „Organe(n) seiner Indi-
vidualität" wie „sehen, hören, riechen,
schmecken, fühlen, denken, anschauen, emp-
finden, wollen, tätig sein, lieben“29). Alle diese
Sinne gilt es nach Marx menschlich zu gestal-
ten. Indem die „Praxis"-Marxisten diesen
Grundgedanken wieder aufnahmen, wiesen
sie darauf hin, daß Sozialismus nicht gleichbe-
deutend ist mit der Abschaffung des Privatei-
gentums an Produktionsmitteln oder gar mit
Lenins berühmter Formel „Sozialismus ist So-
wjetmacht plus Elektrifizierung“. Allenfalls
mag es sich hierbei um notwendige Voraus-
setzungen, jedoch keineswegs um hinrei-
chende Bedingungen für eine weitere Entfal-
tung der menschlichen Kreativität handeln.
Deshalb ist im „Praxis"-Begriff auch eine nor-
mative Komponente mit einbegriffen. Es geht
darum, wahre menschliche Aktivität oder
eine Tätigkeit, die das Merkmal „menschlich"

verdient, von entfremdeter Arbeit zu unter-
scheiden. „Arbeit wird nur dann Praxis, wenn
sie frei gewählt ist und eine Möglichkeit für
individuellen Selbstausdruck und Selbsterfül-
lung gewährt“30) „Praxis ist eine ideale
menschliche Aktivität, in der man die optima-
len Potenzen seines Wesens verwirklicht."
„Praxis begründet warme und werthafte Be-
ziehungen zu anderen Menschen."31)
Selbstverständlich sind sich mit Markovic
auch die anderen „Praxis“-Marxisten bewußt
daß für eine lange Zeit noch das Prinzip
fremdbestimmter oder monotoner und lang-
weiliger Tätigkeit dominieren wird. Aber eine
anspruchsvolle Definition von menschlicher
Praxis verhindert eine vorschnelle Identifika-
tion des Sozialismus mit noch herrschafts-
durchsetzten und fremdbestimmten Verhält-
nissen. Und eben darin liegt ein Stachel der
„Praxis"-Philosophie.
Ebenso wie in den westlichen Ländern wirk-
ten diese Gedanken hauptsächlich auf intel-
lektuelle Kreise32). 1968 protestieren in Ju-
goslawien die Studenten. Zwar war der un-
mittelbare Anlaß der Demonstrationen öko-
nomischer Art. Nur eine Minderheit erhielt
Stipendien, die Mehrheit lebte auf Darlehn
und wurde von den Eltern unterstützt. Folg-
lich stammten nur 12 Prozent der Studenten
an der Belgrader Universität aus Arbeiterfa-
milien. Hinzu kam eine große Akademikerar-
beitslosigkeit. In ihren Forderungen spreng-
ten die Studenten jedoch den ökonomischen
Rahmen: Sie verlangten die .Abschaffung al-
ler Privilegien und sozialer Unterschiede, De-
mokratisierung Von Partei, Gewerkschaften
und Presse, Versammlungs- und Demonstra-
tionsfreiheit“33) und eine Hochschulreform.
Auf die Demonstrationen wußte die Partei
nur mit drastischen Repressalien zu reagie-
ren. Die Ursachen dieses Protests sah die Par-
teibürokratie in der Mesalliance zwischen
Professoren-Häretikern und irregeleiteten
Studenten. In einer Rede vom 26. Juni 1968
forderte Tito öffentlich die Entlassung einzel-
ner Professoren, Philosophen und Soziolo-
gen34). Gajo Petrovi und Mladen CaldaroviC



wurden in Zagreb aus der Partei ausgeschlos-
sen; ein ähnlicher Versuch scheiterte in Bel-
grad am Protest der universitären Parteisek-
tion und einem Solidaritätsstreik der Studen-
ten. Die Rede Titos markierte deutlich ein
Ende der Konzessionsbereitschaft der Partei,
und von da an mußten die „Praxis"-Philoso-
phen mit weiteren Repressalien rechnen.
Die ganze Art, wie die Partei mit dem Protest
junger Menschen umging und ihn kriminali-
sierte, hinterließ auf Seiten der „Praxis-Grup-
pe“ einen tiefen Eindruck. Er führte dazu, daß

IV.

Der BdKJ tolerierte die Beiträge der „Praxis“
so lange, wie sie sich vorrangig auf dem Ge-
biet der philosophischen Theorie bewegten.
Freilich waren sie deshalb bei der Partei noch
lange nicht beliebt. Schon im Gründungsjahr
der Zeitschrift 1965 setzte die Kritik ein. Kein
Geringerer als E. Kardelj, ein Mitstreiter Titos
im Volksbefreiungskrieg und Chefideologe
des BdKJ, warf der „Praxis" vor, unter dem
Deckmantel philosophischer Kritik „politische
Macht" anzustreben. Außerdem kritisierte er
die Humanismus-Ideen als zu abstrakt und le-
diglich dazu geeignet, Verwirrung in den ei-
genen Reihen zu stiften35).
Die Konsequenz war, daß es bald schon zum
Entzug von Geldmitteln kam, wodurch das Er-
scheinen der „Praxis" einige Male verzögert
wurde.
Als die Themen der „Praxis" nach dem Stu-
dentenprotest jedoch immer konkreter an
den innerjugoslawischen Verhältnissen an-
setzten, fühlte sich die Partei noch empfindli-
cher getroffen. 1971 verbot sie zum ersten
Mal eine „Praxis"-Nummer. Bezeichnender-
weise trug diese Ausgabe den Titel .Aspekte
des Sozialismus in Jugoslawien", widmete sich
also der jugoslawischen Innenpolitik. Stein
des Anstoßes war vor allem Milan Kangrgas
Artikel „Phänomenologie des ideologisch-po-
litischen Auftretens der jugoslawischen Mit-
telklasse“36). Den Hintergrund der Aktion bil-
dete jedoch der schwelende Nationalitäten-
konflikt in Jugoslawien. Bis zum heutigen Tag
hat der Vielvölkerstaat mit zentrifugalen Ten-
denzen zu kämpfen. 1971 gärte gerade der
kroatische Nationalismus. Kangrgas Aufsatz
packte nun gleich zwei „heiße Eisen" an: Er
verknüpfte Mißstände innerhalb des Systems
der Arbeiterselbstverwaltung mit der Renais-
sance des Nationalismus. Seine These lautete,

die Tendenz der Zeitschrift zunehmend politi-
scher wurde.
Immer häufiger füllten die Seiten der „Praxis“
Beiträge, die sich den politisch brisanten The-
men in Jugoslawien widmeten. Fragen nach
dem Verhältnis von Sozialismus und Demo-
kratie, nach den Ursachen von Bürokratismus
und Etatismus sowie nach den kritischen
Punkten des jugoslawischen Modells des
Selbstverwaltungssozialismus drängten die
„Praxis“-Marxisten in stärkere Konfrontation
zur Partei.

Die „Praxis-Gruppe" und der BdKJ

daß die Geburt einer neuen jugoslawischen
Mittelklasse (Bürokraten, Technokraten, Ma-
nager) sowohl die weitere Mitbestimmung
der Arbeiter in den Betrieben blockiere als
auch für das Anwachsen der nationalistischen
Ideologie verantwortlich sei. Die technokrati-
sche Mittelklasse suche durch Abspaltung
vom Bund ihre Privilegien zu mehren. Einer-
seits wirkte für die Partei vor allem der Be-
griff „Klasse“ alarmierend, andererseits nahm
Kangrgas Artikel eindeutig gegen den kroati-
schen Nationalismus Stellung. In dieser Hin-
sicht befanden sich die „Praxis"-Marxisten in
einer Front mit der Partei gegenüber allen
Separationsbestrebungen. Die Einsicht in
diese Gemeinsamkeit trug auch dazu bei, daß
der Oberste Gerichtshof Jugoslawiens das
Verbot schließlich aufhob und die Zeitschrift
samt Kangrgas Artikel doch erscheinen konn-
te. Dieser Konflikt deutete aber erneut darauf
hin, daß die Partei bei günstiger Gelegenheit
gewillt war, drastisch gegen die „Praxis"-Mar-
xisten vorzugehen.

Diese Gelegenheit sollte sich 1972 ergeben.
Tito gelang es zwischenzeitlich, die kroati-
sche Opposition auszuschalten; die Schützen-
hilfe des „Praxis"-Kreises gegen den Nationa-
lismus verlor damit an Wert

Die Verhaftung dreier Studenten aus dem
„Praxis"-Kreis wegen „trotzkistischer Ver-
schwörung" und deren Verurteilung zu je
zwei Jahren Gefängnis leiteten den Schlag
gegen die „Praxis" ein. 1972 forderte der BdKJ
die Entlassung von acht Belgrader Professo-
ren (Stojanovic, Markovic, TadiC, GoluboviC,
ZivotiC, Popov, MiCunoviC und IndjiC). Die
Selbstverwaltungsorgane der Universität Bel-
grad weigerten sich jedoch, dieser Forderung
nachzukommen. Daraufhin wurde Ende 1974
eigens ein neues Universitätsgesetz geschaf-
fen, das die Selbstverwaltung an der Universi-
tät untergrub. 1975 erfolgte dann die Suspen-



dierung der genannten Professoren37). Damit
war das Ende der Zeitschrift „Praxis" vorberei-
tet. Ende Januar 1975 wurde die Belegschaft
der Druckerei der „Praxis“ aufgefordert, die
Zeitschrift nicht mehr zu drucken, und am
21. Februar 1975 schließlich wurde die Redak-
tion der „Praxis“ auf richterliche Anordnung
hin geschlossen. Wie begründete die Partei
diese Repressalien? Ein offizielles Schreiben
listete die wichtigsten Vorwürfe auf38):
— Der Hauptvorwurf lautete, die „Praxis-
Gruppe" habe sich schrittweise von einer
Gruppe von Wissenschaftlern und Theoreti-
kern zu einer politischen Opposition (Neue
Linke) gewandelt. Systematisch habe sie das
Terrain der theoretischen Diskussion nach
und nach verlassen und aktiv eine politische
Bewegung organisiert. Sichtbarster Ausdruck
dieses Bestrebens sei der Studentenprotest
von 1968 gewesen.
— Inhaltlich wolle die „Praxis-Gruppe" die
führende Rolle der Arbeiterklasse durch die
„humanistische Intelligenzija" ersetzen; sie
trete für ein Mehrparteiensystem ein und
zeige sich als Gegnerin der Arbeiterselbstver-
waltung. Diese Vorwürfe entbehrten jedoch
jeglicher Grundlage. In zahlreichen Erklärun-
gen lehnten die „Praxis"-Philosophen eine un-
mittelbare politische Tätigkeit ab. Folglich
wiesen sie auch in einem Protestschreiben
die an sie gerichteten Vorwürfe zurück. Dar-
über hinaus plädierten sie darin für die Dis-
kussions- und Meinungsfreiheit in Jugosla-
wien. Hier zwei Auszüge: „Die Anschuldigung
ist grotesk, weil sie in einem Land vorge-
bracht wird, dessen gesellschaftliches und po-
litisches System es eigentlich voraussetzen
sollte, daß sich jeder Bürger mit Politik befaßt.
Oder vielleicht sollen es auch alle anderen,
nur nicht die marxistischen Philosophen und
Soziologen?" „Inwieweit kann von Arbeiterbe-
wegung und Sozialismus überhaupt noch die
Rede sein, wenn Kritik gemieden wird und
man sich vor Diskussionen zu schützen sucht,
wenn die Freiheit der Rede in ihren eigenen
Reihen zerstört wird, oder sie jederzeit als
strafbare Handlung denunziert und nach dem
Namen des Strafgesetzbuches verfolgt wer-
den kann."39
Was ist zu den inhaltlichen Anschuldigungen
zu sagen? In der Tat kritisierten die „Praxis"-

Marxisten mit der These von der „Diktatur
des Proletariats“ ein Kernstück der politi-
schen Theorie des Marxismus. Ljubomir Tadi
warnt vor der gefährlichen Tendenz, daß sich
„die Diktatur der Klasse auf die Diktatur der
Partei und diese wieder auf die Diktatur eines
einzelnen Parteiführers reduziert"40). (So ge-
schehen in der Sowjetunion unter Stalin.) Die
Ursache dafür sieht Tadi unter anderem in
der Geringschätzung der Rechtsstaatlichkeit
und der Menschenrechte in der marxisü-
schen politischen Theorie. Auch S. Stojanovic
ist der Ansicht, daß die Marxisten die Errun-
genschaften der bürgerlichen Demokratie zu
lange als nebensächlich abgetan haben. „Im
Marxismus gibt es zu viele vulgäre Kritiken
der bürgerlichen und zu viele geschmacklose
Apologien der sozialistischen Demokratie."41)
Neben dem Öffentlichkeitsprinzip, den Men-
schen- und Bürgerrechten, dem Prinzip politi-
scher Gewaltenteilung und der Kontrolle
wertet die politische Theorie der „Praxis-
Gruppe" die parlamentarisch-repräsentative
Seite der Demokratie auf.
Damit wenden sie sich gegen eine — gerade
in Jugoslawien auffällige — Überbetonung
des rätedemokratischen Staatsaufbaus. Zu
dessen Vorteilen gehört zwar ohne Zweifel
eine bessere Berücksichtigung der unmittel-
baren Interessen der Produzenten und der
Gebietseinheiten, also der Basis. Aber in ei-
ner modernen, komplexen Industriegesell-
schaft stellt sich vor allem auch die Frage, wie
gesamtgesellschaftliche Interessen zusam-
mengefaßt und politisch artikuliert werden
können. Dazu bedarf es Institutionen und Ab-
geordneter, die Kompromisse schließen und
unterschiedliche Interessen vermitteln kön-
nen. Und genau darin liegt die Bedeutung
parlamentarischer, repräsentativer Organe.
Markovic spricht bei Abwägung der Vor- und
Nachteile der repräsentativen und der rätede-
mokratischen Demokratie von einer wün-
schenswerten „dialektischen Synthese der un-
mittelbaren (rätedemokratischen, R. R.) und
der vermittelten (repräsentativen, R. R.) De-
mokratie“42). Dabei könnten auf gesamtgesell-
schaftlicher Ebene das repräsentative Ele-
ment und in den Teilbereichen der gesell-
schaftlichen Tätigkeit die rätedemokratischen
Elemente überwiegen.
Allerdings hat sich kein „Praxis"-Marxist für
ein Mehrparteiensystem ausgesprochen, wie
es die Partei fälschlicherweise behauptete.



Darin ist ein wichtiger Unterschied zwischen
dem „Praxis“-Kreis und der jugoslawischen
Opposition um Djilas zu sehen. Stojanovid hat
anläßlich eines Symposiums der Zagreber
Universität jüngst wieder die Nachteile eines
Mehrparteiensystems in Jugoslawien aufge-
zählt. „Die geringe Erfahrung unserer Gesell-
schaft mit einem Mehrparteiensystem aus
dem Vorkriegs-Jugoslawien und aus nationa-
len Konflikten im Bund der Kommunisten Ju-
goslawiens nach dem Krieg und besonders in
den letzten zehn Jahren zeigen, daß sich Par-
teien in Jugoslawien höchst wahrscheinlich
vor allem auf der nationalen und religiösen
Linie differenzieren würden — und mit einem
solchen Typ eines politischen Pluralismus
würde die staatliche Einheit noch viel schnel-
ler zerfallen. Außerdem ist unsere geostrate-
gische Lage so geartet, daß eine Mehrpartei-
enorganisation jenen Gruppen ein legales
Handeln ermöglichen würde, die im geeigne-
ten Augenblick den Rückhalt für eine auslän-
dische Intervention darstellen könnten. Da-
her sind die Möglichkeiten für eine weitere
Liberalisierung und Demokratisierung in der
Tat in Reformen des bestehenden Einpartei-
ensystems zu suchen."43)

45) S. StojanoviC, Geschichte und Parteibewußtsein,
München-Wien 1978, S. 89.
46) Vgl. Osteuropa, (1981) 7.

Einer innerparteilichen Demokratisierung
des BdKJ steht die Leninsche Theorie der Ka-
derpartei entgegen. Rudi Supek, ein Zagreber
Soziologe, hat auf die fatalen Folgen dieses
Parteiaufbaus für die gesamte jugoslawische
Gesellschaft hingewiesen. Eine allein herr-
schende, nach dem Prinzip des demokrati-
schen Zentralismus organisierte Partei unter-
liegt der Tendenz, ihr innerparteiliches zen-
trales Organisationsprinzip auf den Aufbau
des gesamten Staates zu übertragen44). Und in
der Tat ist es in Jugoslawien dieser Parteiauf-
bau, der positive Ansätze des Selbstverwal-
tungssozialismus in Wirtschaft und Staat ent-
scheidend unterläuft. Die „Praxis"-Marxisten
betonten immer wieder diesen Zusammen-
hang und stellten ihre Forderung nach inner-
parteilicher Demokratisierung — bislang je-
doch ohne entscheidenden Erfolg.
Ebensowenig stichhaltig erwies sich der Vor-
wurf der Partei, die „Praxis" sei eine Gegnerin
der Arbeiterselbstverwaltung gewesen. Alle
„Praxis"-Mitglieder nahmen mit Genugtuung
zur Kenntnis, daß sich in Jugoslawien Ende
der sechziger Jahre die Idee des Selbstver-
waltungssozialismus durchgesetzt hat. Nicht
in seiner Abschaffung sehen sie die Lösung
aktueller Probleme Jugoslawiens, sondern in

einer Ausweitung der Mitbestimmungsmög-
lichkeiten auf alle Gebiete der Gesellschaft —
Staat und Partei mit eingeschlossen! Das hin-
dert sie aber nicht daran, den Finger auf ei-
nige nach ihrer Ansicht wunde Punkte dieses
Systems zu legen. Vor allem zwei Unzuläng-
lichkeiten sind es, auf die die „Praxis"-Marxi-
sten hinweisen: Zum einen stehen den Arbei-
tern zwar formal weitestgehende Mitbestim-
mungsmöglichkeiten zu, in der Realität je-
doch haben die Technokraten und Manager
in den Arbeiterräten das Sagen. Zum anderen
wird im jugoslawischen Wirtschaftssystem
der dezentrale Aufbau zuweilen übertrieben
und die an sozialen Kriterien orientierte
staatliche Planung vernachlässigt. Die Folge
davon ist, daß innerhalb des sozialistischen
Marktsystems das stärkste selbstverwaltete
Unternehmen dominiert und andere mögli-
cherweise in den Bankrott gedrängt werden.
Dadurch entstehen soziale Unterschiede (Ar-
beitslosigkeit!) und territoriale Benachteili-
gungen (Kosovo!). Um diese Nachteile des
Konkurrenzprinzips auszugleichen, ohne je-
doch auf dessen stimulierende Wirkung
grundsätzlich zu verzichten, empfehlen die
„Praxis"-Marxisten eine ergänzende staatliche
Rahmenplanung. Diese müsse allerdings de-
mokratisch organisiert sein45)! So erwiesen
sich die Anschuldigungen der Partei als nicht
stichhaltig; dennoch war mit dem Verbot der
„Praxis" und der Suspendierung der acht Bel-
grader Philosophen die „Praxis-Gruppe" zu-
nächst aus dem öffentlichen Leben Jugosla-
wiens verdrängt. Daran vermochten auch
zahlreiche Protestschreiben aus dem In- und
Ausland gegen diese Parteibeschlüsse nichts
zu ändern.
Nach Titos Tod 1980 erhofften sich die „Pra-
xis"-Marxisten eine Verbesserung ihrer Lage.
In diesem Jahr beantragten Tadi und der
kroatische Schriftsteller Dobrica Kosi die Li-
zenz für die Herausgabe einer neuen kriti-
schen Zeitschrift mit dem Titel „Javnost" (Öf-
fentlichkeit). Der Antrag wurde jedoch bereits
negativ beschieden ).46

Im Dezember 1980 wurden dann die 1972 sus-
pendierten Belgrader „Praxis"-Professoren
endgültig aus ihren Universitätsstellungen
entlassen. Heftige Attacken des Parteiblattes
„Borba" begleiteten diese Aktion, in denen die
Theorien der „Praxis-Gruppe" als „sozialdemo-
kratischer Reformismus" sowie als „kleinkapi-
talistisches Restaurationsdenken" gebrand-
markt wurden.

4) Osteuropa, Zeitschrift für Gegenwartsfragen
des Ostens, (1984) 1, A 50 f.

) Vgl. R. Supek, Die Dialektik der gesellschaftli-
chen Praxis, in: G. Petrovic (Anm. 20).



Als erfolgreicher sollte sich für die „Praxis-
Gruppe“ jedoch das Jahr 1981 erweisen: Im
April begann die Herausgabe der „Praxis In-
ternational" in Oxford. Dieser, im Geiste der
alten „Praxis" verfaßten Zeitschrift gehört im
Redaktionsrat neben international bekannten
Wissenschaftlern aus aller Welt vor allem der
Belgrader Teil der „Praxis-Gruppe" an. Die
von Markovic und Bernstein herausgegebene
Zeitschrift versteht sich als Diskussionsforum
des Humanistischen Marxismus unter den
veränderten historischen Bedingungen der
siebziger und achtziger Jahre.
Im Juli 1981 kam es schließlich sogar zu einer
teilweisen Rehabilitierung der mit Berufsver-
bot belegten Professoren: Sie erhielten am
„Institut für Sozialwissenschaften" der Univer-
sität Belgrad einen Arbeitsplatz, jedoch ohne
Lehrbefugnis. Ebenso wurden ihre publizisti-
schen Möglichkeiten erweitert, jedoch unter
dem Vorbehalt, daß sie die jugoslawischen
Verhältnisse nicht direkt kritisch angehen
dürften. Zwei Publikationen von GoluboviC
und Zivoti konnten erscheinen, und in eini-
gen Zeitschriftenartikeln durfte sogar ansatz-
weise Kritik an den jugoslawischen Verhält-
nissen geübt werden ).47

Diese letzten Erfolge deuten darauf hin, daß
sich nach und nach der Spielraum der „Pra-
xis"-Marxisten in Jugoslawien wieder etwas
erweitert. Dafür spricht auch die Mitarbeit ei-
niger „Praxis"-Marxisten in der seit 1983 an
der Universität Belgrad erscheinenden marxi-
stischen Zeitschrift „Theoria"48). Wenn sie bei
diesem Projekt auch nicht federführend sind,
so zeigt es doch, daß in Jugoslawien die Theo-
rie des „Humanistischen Marxismus" immer
noch lebendig und einflußreich ist
Darin kann ein Unterschied zu den Ostblock-
ländern gesehen werden. Aber auch die dorti-
gen Bestrebungen einer Reform des „real exi-
stierenden Sozialismus" (die polnische Ge-
werkschaftsbewegung „Solidarität“ oder die 
tschechoslowakische „Charta 77") stehen
durchaus in einem Bezug zu der humanisti-
schen Version des Marxismus. Mögen bei
diesen Bestrebungen auch nicht mehr marxi-
stische Vokabeln im Vordergrund stehen —
weil sie vom offiziellen Marxismus als zu sehr
diskreditiert gelten —, so stimmt doch ihre
Zielrichtung mit derjenigen des „Humanisti-
schen Marxismus" überein: einen Beitrag zur
Schaffung eines „Sozialismus mit menschli-
chem Antlitz" zu leisten.



Mojmir Krizan/Eberhard Kiesche: Diktatur über die Bedürfnisse. Die Kritik
der „Budapester Schule" an osteuropäischen Gesellschaftssystemen
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 31/85, S. 3—13

In dem Beitrag wird die Kritik der „Budapester Schule", der Agnes Heller, György MArkus,
Mihly Vajda, Ferenc Fehr, Maria Märkus und Andräs Hegedüs zuzurechnen sind, an
osteuropäischen Gesellschaftssystemen dargestellt.
Ausgangspunkt ist die Auseinandersetzung mit der deterministischen Geschichtsphiloso-
phie und der Theorie der Entfremdung von Karl Marx. Vor dem Hintergrund der philoso-
phischen Ausgangsposition der „Budapester Schule" wird ihre politikwissenschaftliche
Kritik an den von ihnen so genannten „Gesellschaften sowjetischen Typs" verständlich
und plausibel. Von besonderer Bedeutung sind dabei die modifizierte Totalitarismustheo-
rie und das Konzept der „Diktatur über die Bedürfnisse". Abschließend werden einige
Ideen der Autoren zu den Elementen einer nichtentfremdeten Gesellschaft umrissen.
Das Forschungskonzept der „Budapester Schule" mit der Wahl der Bezeichnung „Diktatur
über die Bedürfnisse" als globale Charakterisierung der Sowjetgesellschaften wird sicher-
lich nicht voll der Wirklichkeit des Sowjetsystems gerecht; das Konzept kann aber dazu
dienen, die weitere Forschung anzuregen und auf die zentralen Elemente des bezeichne-
ten Phänomens hinzulenken.

Wolfgang Höpken: Jugoslawien — fünf Jahre nach Titos Tod
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 31/85, S. 14—27

Schon bald nach dem Tode Titos erwiesen sich mit Ausnahme der Außenpolitik beinahe
alle Teilbereiche der jugoslawischen Politik als ausgesprochen krisenanfällig. Schnell und
nachhaltig wurde dies auf wirtschaftlichem Gebiet deutlich, wo Fehler in der Wirtschafts-
politik, ungünstige exogene Faktoren, aber auch die Reformen des Selbstverwaltungssy-
stems sich effizienzmindernd und damit krisenverschärfend auswirkten. Zu Beginn der
achtziger Jahre überstieg die Pro-Kopf-Verschuldung Jugoslawiens die Polens. Drastische
Importrestriktionen und eine verstärkte Exportorientierung sollten als kurzfristige Maß-
nahmen die akuten Liquiditätsprobleme überwinden helfen; ein im Juli 1983 mit großem
propagandistischen Aufwand ins Leben gerufenes „Langfristiges Stabilitätsprogramm"
sollte dem schrittweisen Strukturwandel der jugoslawischen Wirtschaft zu mehr Effizienz
und zu größerer Integration in den Weltmarkt dienen. Einer Leistungsbilanzerholung
sowie der Anhebung der Industrieproduktion steht heute allerdings in allen anderen
Bereichen keine Besserung gegenüber. Zwangsläufig haben die wirtschaftlichen Einbrü-
che der vergangenen Jahre auch zu einer erheblichen Beeinträchtigung der sozialen Lage
der Bevölkerung geführt. So sank der Reallohn zwischen 1980 und 1984 um 34%.
Mittlerweile wird in Jugoslawien nicht mehr bestritten, daß auch das politische System
eine ganze Reihe von korrekturbedürftigen Fehlentwicklungen aufweist, die zum Teil für
■die wirtschaftlichen Schwächen mit verantwortlich sind. Außerdem trat der seit jeher
schwierigste Krisenfaktor des jugoslawischen Staates, die nationale Frage, erneut in 
Erscheinung. Am stärksten gilt dies für die mehrheitlich von Albanern bewohnte Provinz
Kosovo, wo die Unruhen von 1981 weniger einen verzweifelten Aufstand gegen fortge-
setzte Unterdrückung als vielmehr eine „revolution of rising expectations" darstellten. Die
vorwiegend repressive Beilegung der Krise, Versuche, die Rechte der einzelnen Provinzen
zu beschränken sowie mittelfristig kaum zu lösende ökonomische und soziale Probleme
werden das Potential für nationale Konflikte unverändert erhalten.



Reiner Ruffing: Humanistischer Marxismus: Philosophie und politische
Theorie der jugoslawischen „Praxis-Gruppe"
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 31/85, S. 28—38

Für die Dauer von fast einem Jahrzehnt (1965—1974) galt die philosophische Zeitschrift
„Praxis" mit ihrem breiten Mitarbeiterkreis („Praxis-Gruppe") für viele Beobachter als „le-
bendigstes Zentrum marxistischer Philosophie auf der ganzen Welt" (L. Kolakowski). Die-
sen Ruf brachte ihr der konsequent kritische Ansatz ihrer Beiträge, ihr breitgefächertes
Themenspektrum sowie die undogmatische Offenheit ein, mit der auch Kontakt zur west-
lichen Wissenschaft gesucht und hergestellt wurde. Auf der dalmatischen Insel Kotcula
organisierten die „Praxis"-Mitglieder alljährliche Sommertreffs, wo sich international be-
kannte Marxisten aus Ost und West zu Gesprächsrunden einfanden.
Bei dem Versuch einer humanistischen Marx-Interpretation gerieten die „Praxis"-Philoso-
phen jedoch nicht nur in Gegensatz zur offiziellen marxistischen Theorie und Praxis der
Ostblock-Staaten. Auch die in Jugoslawien herrschende Partei des Bundes der Kommuni-
sten Jugoslawiens begann ihre anfängliche Toleranz gegenüber der „Praxis-Gruppe" aufzu-
geben und ergriff repressive Maßnahmen. 1974 verbot sie die Zeitschrift. Die Entstehung
und das Verbot der „Praxis-Gruppe" bieten daher ein Beispiel für die Möglichkeiten und
Grenzen eines kritischen Marxismus in Jugoslawien. Dieser muß sich offensichtlich auf
das Gebiet der Philosophie beschränken. Sobald die Kritik an den innerjugoslawischen
Verhältnissen ansetzte, bekamen die „Praxis"-Mitglieder Schwierigkeiten.
Trotz dieser Schwierigkeiten mußten die humanistischen Philosophen und Wissenschaft-
ler Jugoslawien jedoch nicht verlassen. In den letzten Jahren gelang es ihnen sogar,
gewisse Positionen zu behaupten. So kommt auch heute noch der Theorie des Humanisti-
schen Marxismus in Jugoslawien Bedeutung zu.
Im Zentrum dieser Theorie steht der „Praxis"-Begriff. Ihr Grundmotiv ist ein aktives Ver-
hältnis des Menschen zu seiner Umwelt. Verhältnisse, die einer weiteren Entfaltung der
Individuen entgegenstehen, werden als entfremdet bezeichnet; Theorien, die die Ge-
schichte als Einbahnstraße definieren, abgelehnt. Menschliches Handeln, das den Namen
verdient, impliziert Handlungsalternativen und orientiert sich an humanistisch-emanzipa-
torischen Werten. Auf politischem Gebiet heißt das: Reform der sozialistischen Gesell-
schaften Osteuropas in Richtung auf mehr Rechtsstaatlichkeit und Demokratie. Für
Jugoslawien steht die Forderung nach einer innerparteilichen Demokratisierung des
BdKJ im Vordergrund.
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